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... an der Spree

Am 1. September dieses Jahres hat das
TAB sein neues Domizil in Berlin-
Mitte bezogen. Reichstag und die Büros
der Bundestagsabgeordneten sind von
hier aus rasch zu erreichen, eine wichti-
ge Voraussetzung für unsere auf Kom-
munikation mit dem Parlament ange-
wiesene Arbeit.

Unsere Arbeitsräume sind wieder
eingerichtet, die meisten Kartons ausge-
packt, und die Kommunikationsinfra-
struktur funktioniert zufriedenstellend.
Und so sind wir erreichbar:

Neue Schönhauser Str. 10
10178 Berlin

Tel.: 030/28491-0
Fax: 030/28491-119

E-mail: buero@tab.fzk.de
Internet: http://www.tab.fzk.de

Neue Projekte

Unmittelbar vor der Sommerpause
hatte der Bundestag eine Reihe von
Themen zur Bearbeitung durch das
TAB beschlossen. Die Themenbearbei-
tung ist mittlerweile intensiviert wor-
den. Im einzelnen handelt es sich um
folgende TA-Projekte bzw. Monito-
ring-Vorhaben:
� Elektrizitätsversorgung in Deutsch-

land während eines Ausstiegs aus der
Kernenergienutzung und danach

� Perspektiven regenerativer Energien
� Bioenergieträger und Entwicklungs-

länder
� Die Entwicklung des Tourismus in

National- und Naturparken
� Entwicklungstendenzen bei Nah-

rungsmittelangebot und -nachfrage
� Folgen von Umwelt- und Ressour-

censchutz für Ausbildung, Qualifi-
kation und Beschäftigung

� Sachstandsanalyse zur Risikoab-
schätzung und zum Nachzulassungs-
Monitoring transgener Pflanzen.

Alle neuen Projekte werden im vorlie-
genden TAB-Brief vorgestellt. Die Vor-
haben des TAB werden mit dem Ziel
der "Politikberatung" durchgeführt, sie
sind ausgerichtet auf die Unterstützung
des Parlaments bei strategischen for-

schungs- und technologiepolitischen
Weichenstellungen und bei der Gestal-
tung der Rahmenbedingungen für Pro-
zesse der Technikentwicklung und der
Innovation.

Schwerpunktthema

Im Schwerpunktthema dieses TAB-
Briefes wird dieses auf den speziellen
Anwendungskontext der Politik bezo-
gene TA-Verständnis in den größeren
Diskussionszusammenhang der kon-
zeptionellen Grundlagen der TA-Praxis
in unterschiedlichen Anwendungsfel-
dern gestellt. Die Artikel sollen einen
Diskussionsbeitrag zur Umsetzung des
(modernen) TA-Konzepts in spezifi-
schen Anwendungskontexten sowie
zum heutigen Selbstverständnis poli-
tikberatender Technikfolgen-Abschät-
zung liefern. Auch soll deutlich
gemacht werden, daß sowohl verschie-
dene konzeptionelle Strömungen der
TA als auch die konkreten TA-Akti-
vitäten in den verschiedenen Anwen-
dungsfeldern eher in einem Ergän-
zungsverhältnis zueinander stehen
(sollten) als in einem Konkurrenzver-
hältnis. Im übrigen gilt, daß die konkre-
te Umsetzung der verschiedenen Ele-
mente eines modernen TA-Konzepts
nicht allein von den Wünschen und
Bemühungen der "TA-Analytiker" ab-
hängt, sondern ganz wesentlich auch
von den spezifischen Bedingungen der
jeweiligen institutionellen Kontexte,
beispielsweise denen des Deutschen
Bundestages.

Der Schwerpunkt bietet zum einen
einen kurzen Überblick über die Ent-
wicklung der Konzeptdiskussion in der
mittlerweile rund 30jährigen Geschich-
te der Technikfolgenabschätzung. Rolf
Meyer stellt wichtige TA-Konzepte
kurz vor und diskutiert Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede anhand wichtiger
Problembereiche der TA. Im zweiten
Beitrag setzt sich Leonhard Hennen
mit den in der letzten Zeit sich mehren-
den Wortmeldungen in der "TA-
Debatte" auseinander, die – in Abset-
zung von der klassischen politikbera-
tenden TA – eine grundsätzliche Neu-
orientierung von Technikfolgen-Ab-

schätzung fordern, und nimmt insbe-
sondere das Konzept einer "innova-
tionsorientierten TA" unter die Lupe.

Aktivitäten/Veranstaltungen

Im Projekt "Brennstoffzellen-Technik"
hat das TAB am 26. Oktober in Berlin
einen Workshop mit Vertretern aus
Politik, Administration und Wissen-
schaft durchgeführt. Erfreulich und
anregend waren die Anwesenheit und
konstruktiven Beiträge zahlreicher Ver-
treter der Industrie. Der Schwerpunkt
dieser Veranstaltung lag auf der Dis-
kussion von Chancen und Möglichkei-
ten der Brennstoffzellen-Technik. Hier-
zu wurden ausgewählte Ergebnisse
einer vergleichenden Analyse des Ein-
satzes von Brennstoffzellen in ihrem
potentiellen Umfeld von den durch das
TAB beauftragten Gutachtern vorge-
stellt. Themen waren der Einsatz von
Brennstoffzellen in der öffentlichen
Stromversorgung sowie in privaten
Haushalten. Intensiv diskutiert wurde
über den Einsatz von Brennstoffzellen
in Straßenfahrzeugen. Der Workshop
war der vorläufige Schlußpunkt des
Projektes, in dem nun die Abfassung
des Endberichtes verbunden mit einer
intensiven Review-Phase ansteht.

Neue Veröffentlichungen

Seit Juni diesen Jahres gibt es vier neue
Veröffentlichungen (s. "Verfügbare Pub-
likationen"), und zwar
– das TAB-Hintergrundpapier "Funk-

tional Food – Funktionelle Lebens-
mittel",

– die TA-Vorstudie "Neue Materialien
zur Energieeinsparung und zur
Energieumwandlung",

– im Rahmen der Monitoring-Reihe
"Der Einsatz nachwachsender Roh-
stoffe im Wohnungsbau" und 

– der Tätigkeitsbericht für die Zeit von
September 1997 bis August 1998.
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Das TAB wünscht 
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Wiederholt wurde versucht, verschiede-
ne Phasen bzw. Generationen von TA-
Konzepten zu erkennen. Da aber bisher
keine überzeugende und allgemein
akzeptierte Phaseneinteilung vorliegt,
wird hier die zeitliche Entwicklung
nachgezeichnet und eine deskriptive
Darstellung der verschiedenen Konzep-
te vorgenommen. (Außerdem sind viele
neue konzeptionelle Vorschläge in der
Abgrenzung zu einem sogenannten
klassischen oder traditionellen TA-
Konzept bzw. einer TA der ersten Ge-
neration formuliert bzw. diesem ge-

genübergestellt worden. Hier wird da-
gegen versucht, eine möglichst neutrale
Darstellung der verschiedenen TA-
Konzepte vorzulegen).

Die Darstellung konzentriert sich
auf TA-Konzepte, die in einem prakti-
schen Kontext stehen und eine Bera-
tungs- oder Kommunikationsfunktion
anstreben. Nicht eingegangen wird auf
die darüber liegende Ebene, d.h. auf die
Verwendung des TA-Begriffs in Kon-
texten wie der kritischen Reflexion der
Grundprobleme der wissenschaftlich-
technischen Zivilisation oder auf gesell-

schaftspolitische Konzepte wie das der
sozialverträglichen Technikgestaltung.
Ebenso bleibt die darunterliegende
Ebene unberücksichtigt, auch wenn
teilweise konkrete (methodische) An-
sätze wie z.B. Planungszellen, Media-
tion oder Volksbegehren und -entschei-
de zur TA erklärt werden.

Zeitliche Entwicklung

Zunächst wird skizziert, wann in den
letzten 30 Jahren welche TA-Konzepte
entwickelt wurden (vgl. Tab. 1).

60er Jahre

Der Ausgangspunkt für Technikfolgen-
Abschätzung lag in den USA. Der Be-
griff "Technology Assessment" wurde
zum ersten Mal Mitte der sechziger
Jahre in Berichten des US-Kongresses
verwendet. Ausgangspunkt war, daß
der Staat immer tiefer und weitreichen-
der in das technologiepolitische Ge-
schehen eingriff und durch die Förde-
rung risikoträchtiger Großtechnologien
mit einer wachsende Verantwortung
konfrontiert wurde. Dazu kam, daß
sich eine intensive gesellschaftliche Dis-
kussion über negative Auswirkungen
neuer Techniken entwickelte. Die Auf-
gabe von TA sollte sein, systematischer
und frühzeitiger insbesondere über in-
direkte und nicht beabsichtigte Wir-
kungen neuer Technologien sowie die
daraus entstehenden Problem- und
Konfliktfelder zu informieren (Büllin-
gen 1999; van Eijndhoven 1997).

Daneben spielten auch Bestrebun-
gen eine wichtige Rolle, die Kontroll-
funktionen des Parlaments gegenüber
der Exekutive zu stärken. Die Debat-
ten über das zivile Überschallflugzeug
SST, die geplante Alaska-Pipeline und
die neuen antiballistischen Raketen
(ABM) hatten gezeigt, wie sehr der
Kongreß von den Informationen der
Regierung abhängig war. Zugleich
waren die Parlamentarier nicht in der
Lage, die kaum überschaubare Flut von
Vorlagen, Stellungnahmen und Studien
zu überblicken (Büllingen 1999).
Außerdem wuchs das Unbehagen, über
ständig steigende Finanzmittel zur
Forschungsförderung zu entscheiden,

TA-Konzepte

Eine kurze Geschichte der TA-Konzepte

Technikfolgen-Abschätzung (TA) blickt mittlerweile auf eine rund 30jährige
Geschichte zurück. In dieser Zeit haben sich TA-Konzeption und TA-Praxis
verändert und weiterentwickelt, vor allem aber sind sie vielfältiger gewor-
den. Mittlerweile gibt es eine Vielzahl von TA-Konzepten. Neben Technik-
folgen-Abschätzung ist von Technikfolgenforschung, Technikbewertung,
Technikfolgenbeurteilung usw. die Rede, außerdem schmückt man TA mit
Zusätzen wie innovativ, partizipativ u.a. Diese unterschiedlichen Begriffe
stehen einerseits für auseinanderstrebende konzeptionelle Verständnisse
und andererseits für die Ausweitung und Ausdifferenzierung der TA-Pra-
xis. In diesem Beitrag soll ein Überblick über die Entwicklung der Konzept-
diskussion gegeben und sollen wichtige TA-Konzepte kurz vorgestellt so-
wie Gemeinsamkeiten und Unterschiede anhand wesentlicher Problembe-
reiche diskutiert werden.

Tab. 1: Übersicht zu den Entstehungszeiträumen von TA-Konzepten

Zeitraum USA Deutschland andere euro-
päische Länder

60er Jahre "Klassisches" 
TA-Konzept

70er Jahre TA-Konzeption 
des OTA

80er Jahre Technikfolgen- Public Technology
Abschätzung als Assessment
strategisches (Dänemark)
Rahmenkonzept Constructive Tech-
(innovative) nology Assessment
Technikbewertung (Niederlande)

90er Jahre Partizipative Interactive Techno-
Technikfolgenab- logy Assessment
schätzung (Niederlande)

Innovationsorien-
tierte Technikfol-
genabschätzung

Rationale Technik-
folgenbeurteilung
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ohne deren Konsequenzen zu über-
sehen.

Nach langen und ausführlichen Be-
ratungen im US-Kongreß und Stellung-
nahmen der angesehensten wissen-
schaftlich-technischen Gesellschaften
der Vereinigten Staaten (Coates 1999)
kam es 1972 zur gesetzlichen Grün-
dung des "Office of Technology
Assessment" (OTA). Die TA-Konzep-
tion, die zur Gründung des OTA führ-
te, läßt sich kurz durch Frühwarnfunk-
tion und Kontrollinstrument der Legis-
lative charakterisieren (Naschold 1990).

70er Jahre

Die ersten Jahre des OTA waren von
Schwierigkeiten geprägt, da noch kaum
Erfahrungen in der Durchführung von
TA bestanden. Erst in der Praxis bildete
sich die TA-Konzeption des OTA her-
aus. Ergebnis dieser Entwicklung war
die entscheidungsorientierte Erstellung
von analytischen Studien, die eine hohe
Glaubwürdigkeit und Anerkennung er-
langten. Die Informationsbeschaffung
und ein großer Teil der Erstanalysen
wurden danach von externen (wissen-
schaftlichen) Auftragnehmern durchge-
führt. Der Stab des OTA bündelte und
integrierte diese Analyseergebnisse.
Anschließend wurde diese Analyse ei-
nem umfassenden Review-Prozeß un-
terworfen. Die Ergebnisse wurden in
Hearings, Workshops oder Konferen-
zen ausführlich diskutiert. Ferner wur-
den Sachverständigen und gesellschaft-
lichen Gruppen die Gelegenheit zu aus-
führlichen Stellungnahmen gegeben.
Der Endbericht mit Handlungsoptio-
nen für die politische Entscheidungsfin-
dung wurde schließlich vom OTA-Stab
angefertigt. Das OTA nahm keine Be-
wertung der Handlungsoptionen vor.
Im Verlauf der Jahre bildete sich beim
OTA eine Arbeitsstruktur heraus, die
die wissenschaftliche Beratung als kon-
tinuierlichen und intensiven Interak-
tionsprozeß zwischen dem Stab und
den Mitgliedern des Kongresses ver-
stand (Büllingen 1999).

Neutrale, nachvollziehbare Analysen
auf hohem wissenschaftlichen Niveau
rückten damit in den Mittelpunkt der

TA-Konzeption des OTA. Als spezifi-
sches Beratungsinstrument konnte es
damit die Kontroll- und Gestaltungs-
funktion des Kongresses stärken. Da-
gegen rückte die Frühwarnfunktion
schnell in den Hintergrund. Frühwar-
nung im Sinne eigenständiger Themen-
findungen und Problemanalysen war un-
erwünscht, so daß das OTA ausschließ-
lich von den Parlamentariern festgelegt
Themen bearbeitete (Kunkle 1995).

In Deutschland wurde schon Anfang
der 70er Jahre die Idee TA aufgegriffen.
Dominierend waren aber die letztlich
ergebnislosen Debatten zur Institutio-
nalisierung von TA beim Deutschen
Bundestag (Böhret, Franz 1985).

80er Jahre

In Europa wurde nun TA breit aufge-
griffen. Die Diskussionen führten zu
neuen TA-Konzepten und in einigen
europäischen Ländern zur Gründung
von TA-Institutionen insbesondere bei
den Parlamenten. Die politische Kultur
sowie der wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Diskurs des jeweiligen Lan-
des führten zu unterschiedlichen TA-
Konzepten sowie zu spezifischen Orga-
nisationsmodellen und Arbeitsweisen
der TA-Institutionen. Auch wenn in
der europäischen Institutionalisierung
von TA das OTA ein wichtiges und in
der Diskussion immer wieder herange-
zogenes Vorbild war, sind die Organi-
sationsmodelle und Arbeitsformen der
einzelnen TA-Einrichtungen dann doch
deutlich unterschiedlich ausgefallen
(Petermann 1999).
� Insbesondere in Dänemark entstand

das Konzept des Public Technology
Assessment. Nicht die Stärkung der
Legislative gegenüber der Exekutive,
sondern die demokratische Kontrol-
le der Technikentwicklung in einem
weiteren Sinne steht hier im Mittel-
punkt (Van Eijndhoven 1997). Vom
Danish Board of Technology wurde
als ein zentraler Bestandteil dieses
Konzepts die "Konsensus Konfe-
renz" als eine neue Form der TA
entwickelt. Mit ihr sollen die öffent-
liche Diskussion zu Fragen der
Technikgestaltung angeregt und zu-

gleich Informationen für politische
Entscheidungsträger bereitgestellt
werden. Bei dieser Art der Konsen-
sus Konferenz diskutiert eine Grup-
pe mehr oder weniger zufällig ausge-
wählter Laien mit Experten Fragen
neuer Technologien, verfaßt auf der
Basis der erworbenen Einsichten ei-
ne Art Laiengutachten und gibt die-
ses Dokument politischen Entschei-
dungsträgern und der Öffentlichkeit
im Rahmen einer Konferenz zur
Kenntnis. Zentrales Element der ist
also ein "lay panel", eine Gruppe in-
teressierter aber nicht einschlägig or-
ganisierter oder vorgebildeter Laien
(Hennen 1999). Im Rahmen von TA
sind Konsensus Konferenzen mitt-
lerweile auch in einer Reihe von an-
deren europäischen Ländern durch-
geführt worden, wobei der politische
Stellenwert unterschiedlich ist.

� Das Konzept der Constructive
Technology Assessment (CTA) wur-
de in den Niederlanden vornehmlich
im Umfeld der 1986 gegründeten
Netherlands Organisation for Tech-
nology Assessment (NOTA) erar-
beitet. Ziel des CTA-Konzeptes ist
die gesellschaftliche Gestaltung des
technologischen Wandels. Dazu soll
CTA zu einem möglichst frühen
Zeitpunkt der Technikentwicklung
stattfinden. Eine wichtige Rolle
spielt dabei der Aufbau von Akteurs-
netzwerken, aus Technikentwicklern
und Vertretern aus Politik, Verbän-
den und Techniknutzern. Damit soll
eine Plattform für gesellschaftliches
Lernen geschaffen werden, auf der
konstruktiv in einem Kommunika-
tions- und Lernprozeß die unter-
schiedlichen Vorstellungen über die
Ziele und Mittel sowie die potentiel-
len Folgen und Probleme bei der
Gestaltung und Verbreitung von
Techniken ausgetauscht werden sol-
len. In der Praxis hat es sich aber als
schwierig herausgestellt, die im Dia-
log entwickelten Beurteilungskrite-
rien und Ziele in aktuelle Technik-
entwicklungsprozesse direkt einzu-
binden, so daß oftmals nur Berichte
und Studien veröffentlicht werden
und dadurch eine Rezeption bei den
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Technikentwicklern erhofft wird
(Sundermann 1999).

� In Deutschland war die Situation in
den 80er Jahren dadurch gekenn-
zeichnet, daß mit der Einsetzung der
Enquete-Kommission zur Technik-
folgen-Abschätzung und -Bewer-
tung der parlamentarische Institu-
tionalisierungsprozeß Fortschritte
machte und erste TA-Projekte als
wissenschaftliche Politikberatung
durchgeführt wurden. Gleichzeitig
wurden insbesondere auch von der
Exekutive TA-Projekte initiiert und
konzeptionelle Überlegungen für an-
dere Anwendungsfelder der TA be-
gonnen. Die vom Verein Deutscher
Ingenieure (VDI) organisierten Dis-
kussionen zwischen Philosophen,
Sozial- und Technikwissenschaftlern
führten zum Konzept der Technik-
bewertung, das auch in einer VDI-
Richtlinie (VDI 1991) niedergelegt
wurde. In diesem Kontext wird teil-
weise auch von innovativer Technik-
bewertung gesprochen (Ropohl
1996). Adressaten dieser Konzepte
sind insbesondere Ingenieure und
Manager als entscheidende Akteure
der technischen Entwicklung. (Inno-
vative) Technikbewertung soll den
gesamten Innovationsprozeß (bzw.
den gesamten Entwicklungsgang ei-
ner neuen Technik) als konstitutiver
Bestandteil kontinuierlich begleiten
und immer dann mit Steuerungsim-
pulsen eingreifen, wenn uner-
wünschte Wirkungen zu verhindern
und wünschenswerte Tendenzen zu
unterstützen sind (Ropohl 1999).
Das zweite wichtige Charakteristi-
kum dieser Konzeption ist, daß die
Bedeutung expliziter Wertgrundla-
gen betont und ein mehrdimensiona-
ler, technikbezogener Wertekatalog
aufgestellt wird, damit bei den Ent-
wicklungszielen neuer Techniken
neben Funktionsfähigkeit, Sicherheit
und Wirtschaftlichkeit gleichwertig
auch die Umwelt- und Gesellschafts-
qualität berücksichtigt werden kann
(Lenk, Rapp, Ropohl 1997).

Anknüpfend an die Erfahrungen in den
USA und aufbauend auf der deutschen
Diskussion um die Institutionalisierung

von TA wurde vom Institut für Tech-
nikfolgenabschätzung und Systemana-
lyse (ITAS) des Forschungszentrums
Karlsruhe der Ansatz Technikfolgen-
Abschätzung als strategisches Rahmen-
konzept entwickelt. Hierbei handelt es
sich um ein Konzept mit praktischer,
politikberatender Absicht (Petermann
1991). Die zentralen Forderungen die-
ser Konzeption sind im Kasten darge-
stellt (Paschen, Petermann 1991, S. 26
ff.). Charakteristisch ist, daß den Pro-
blemen bei der Nutzung bzw. Umset-
zung von TA-Ergebnissen besondere
Aufmerksamkeit gewidmet wird und
die Konzeption offen gestaltet ist, um
in verschiedenen Kontexten genutzt
werden zu können.

90er Jahre

In Europa war zu Beginn der 90er Jahre
die Institutionalisierung von TA
zunächst abgeschlossen; am Ende des

Jahrzehnts folgten weitere europäische
Länder (Finnland, Italien, Griechen-
land). Damit trat auch die konzeptio-
nelle Debatte im europäischen Rahmen
in den Hintergrund und es wurden
hauptsächlich Erfahrungen in der prak-
tischen Umsetzung der verschiedenen
Konzeptionen gesammelt. Dies schlug
sich teilweise in graduellen Weiterent-
wicklungen von Konzeptionen nieder
(z.B. von Constructive Technology As-
sessment zu Interactive Technology
Assessment in den Niederlanden). Die
deutsche Diskussion dagegen führte zu
neuen TA-Konzepten. Dies steht im
Zusammenhang mit der Gründung wei-
terer TA-Institutionen in Deutschland
und spezifischen Entwicklungen in den
Sozialwissenschaften und der Philoso-
phie.

In Deutschland sind seit Anfang der
90er Jahre diskursive und partizipative
Konzepte von einigen TA-Institutionen
(bewußt) aufgegriffen worden. Seitdem
ist das Konzept der partizipativen
Technikfolgenabschätzung (bzw. TA
als diskursiver Prozeß) in der Diskus-
sion, ohne daß dieses Konzept ge-
schlossen ausformuliert wäre. Anstelle
der Politikberatung (oder ergänzend
hierzu) soll grundsätzlich ein Beitrag
zur Konfliktbewältigung bzw. zur
Konsenssuche bei gesellschaftlich um-
strittenen Technikentwicklungen gelei-
stet werden. In sogenannten diskursi-
ven bzw. partizipativen TA-Prozessen
wird das gesamte TA-Verfahren als
Prozeß der Diskussion zwischen inter-
essierten (bzw. betroffenen) Gruppen
oder ausgewählten Bürgern und Exper-
ten gestaltet (Hennen 1999). Verschie-
dene Praxisbeispiele zeigen, daß Fragen
der Repräsentation und Partizipation
unterschiedlich beantwortet, Probleme
der Verfahrens- und Ressourcengerech-
tigkeit unterschiedlich geregelt sowie
verschiedene Methoden und Techniken
zur Strukturierung, Analyse und Inter-
gration der Dialoge genutzt werden
(Saretzki 1999). Es wird weiterhin zwi-
schen verschiedenen Diskurskategorien
(s. Kasten) unterschieden (Wachlin,
Renn 1999).

TA als strategisches Rahmenkonzept

� Die Realisierungsbedingungen
und potentiellen Folgewirkungen
sollen antizipiert werden.

� Das Spektrum der Auswirkungen
soll möglichst vollständig identi-
fiziert, abgeschätzt und bewertet
werden, wobei alternative Ent-
wicklungsmöglichkeiten einbezo-
gen werden sollen.

� TA soll entscheidungsorientiert
sein, d.h. es sollen alternative Ge-
staltungsmöglichkeiten (Hand-
lungsoptionen) aufgezeigt und
überprüft werden.

� TA soll partizipatorisch angelegt
und nicht rein wissenschaftlich
ausgerichtet sein, d.h. die von den
Folgen der Technikentwicklung
betroffenen gesellschaftlichen
Gruppen sollen beteiligt werden.

� In den TA-Prozessen soll Trans-
parenz, Nachvollziehbarkeit und
Nachprüfbarkeit gewährleistet
sein, d.h. die getroffenen Annah-
men und Werturteile und deren
Begründungen sollen offengelegt
werden.
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Das Konzept der innovationsorientier-
ten Technikfolgenabschätzung (ITA)
versteht sich als Ansatz zur Mitgestal-
tung von Innovationsprozessen (insbe-
sondere auch von betrieblichen Innova-
tionsprozessen) und wurde in den letz-
ten Jahren im Rahmen des Arbeitskrei-
ses Technikfolgenabschätzung und -be-
wertung des Landes Nordrhein-West-
falen ausgearbeitet. Bei diesem TA-
Konzept bestehen erhebliche Parallelen
zur niederländischen Konzept des Con-
structive Technology Assessment. ITA
ist ihrem Anspruch nach Innovations-
folgenabschätzung, Innovationsbewer-
tung und Innovationsgestaltung. Zu-

gleich soll eine Orientierung an den
Rahmenbedingungen von Innovations-
prozessen und den verschiedenen Pro-
blemlösungsalternativen erfolgen. ITA
versteht sich nicht als Lieferant von
neutralem Entscheidungswissen, son-
dern als Mitspieler in Netzwerken, de-
ren Akteure mit unterschiedlichen In-
teressen den Innovationsprozeß gestal-
ten. ITA soll in aller Regel als diskursi-
ver und iterativer Prozeß organisiert
werden (Steinmüller et al. 1999).

Mit dem Konzept der rationalen
Technikfolgenbeurteilung ist schließlich
die Bewertungsproblematik von TA
wieder aufgegriffen und der Schwer-
punkt auf normative Aspekte gelegt
worden. Dieses Konzept gründet sich
auf den philosophischen Teildisziplinen
Wissenschaftstheorie und Angewandte
Ethik und wird von der Europäischen
Akademie zur Erforschung von Folgen
wissenschaftlich-technischer Entwick-
lungen in Bad Neuenahr-Ahrweiler
vertreten. Es basiert auf der Grundan-
nahme, daß Technikkonflikte und dies-
bezügliche Entscheidungsunsicherhei-
ten wesentlich durch verschiedene Mo-
ralen der Betroffenen erzeugt werden
und daß die unterschiedlichen Moral-
vorstellungen mit den verfügbaren Mit-
teln der Rationalität (d.h. nach zu
rechtfertigenden Regeln) aufgearbeitet
werden können. Dieser Prozeß ist dar-
auf gerichtet, über die Wünschbarkeit
oder Akzeptabilität von Technikfolgen
beratend zu urteilen. Rationale Tech-
nikfolgenbeurteilung ist als ein interdis-
ziplinäres Unternehmen konzipiert,
wobei die Rekonstruktion von Wissen-
schaftssprachen zum Programm gehört.
Idealerweise soll die Erforschung und
Beurteilung von Wissenschafts- und
Technikfolgen in möglichst frühen Sta-
dien ihrer Entwicklung erfolgen. Als
Adressaten werden politische Instanzen
und Institutionen, Berufsgruppen und
Individuen sowie die allgmeine Öffent-
lichkeit genannt. Die Konzeption ver-
steht sich nicht als in direkter Weise
umsetzungsorientiert, sondern soll lang-
fristige Orientierungen in der Gestal-
tung der wissenschaftlich-technischen
Entwicklung ermöglichen (Grunwald
1999a, Grunwald 1999b).

Gemeinsamkeiten und Unterschiede
der TA-Konzepte

Die Kreativität bei der Begriffsbildung
und den theoretischen Überlegungen
eilte lange den realen Unterschieden in
der TA-Praxis voraus. Auffällig ist wei-
terhin, daß bei der Weiterentwicklung
und Neuformulierung von TA-Kon-
zepten eine Evaluation der TA-Praxis
nur eine geringe Rolle spielte. Erst mit
zeitlicher Verzögerung zur Konzep-
tionsdiskussion ist auch die TA-Praxis
vielfältiger geworden. Die Diskussion
um TA-Konzepte ist in einem engen
Zusammenhang mit sozialwissenschaft-
lichen Technikdiskussionen zu sehen,
in denen sich diverse Fraktionen um ei-
nen angemessenen Zugang zu (Wissen-
schaft und) Technik sowie um das rich-
tige Verständnis der gesellschaftlichen
Prägung von Technikentwicklungen
stritten. Außerdem spielen die verschie-
denen disziplinären Hintergründe von
Sozialwissenschaftlern und Philoso-
phen in den kontroversen Debatten um
TA-Konzepte eine wichtige Rolle (Pe-
termann 1999).

Die verschiedenen TA-Konzepte sind
weiterhin durch die unterschiedlichen
institutionellen Kontexte geprägt. Neu
gegründete TA-Institutionen haben oft-
mals den Versuch unternommen, mittels
(abgrenzender) konzeptioneller Beiträge
einen eigenen Standort in der TA-Land-
schaft zu finden und sich in ihrem je-
weils spezifischen Umfeld zu verorten.
Schließlich haben sich Veränderungen in
der gesellschaftlichen Diskussion um
Technik in der Weiterentwicklung der
TA-Konzepte niedergeschlagen.

Im folgenden sollen nun anhand ei-
niger zentraler Dimensionen von TA
wichtige Veränderungen sowie Über-
einstimmungen und Streitpunkte in der
Diskussion um TA-Konzepte heraus-
gearbeitet werden. Ein Vergleich von
TA-Konzepten anhand ausgewählter
Kriterien findet sich in Tab. 2.

Prognose (bzw. Antizipation)

In der Entstehungsphase von TA wur-
de ein Schwerpunkt bei der Analyse
und Bewertung von langfristigen se-
kundären, indirekten und synergisti-

Diskurskategorien

� Wissensdiskurs oder kognitiver
Diskurs: Hier handelt es sich um
Kommunikationsprozesse, bei
den Experten für Wissen (nicht
unbedingt nur Wissenschaftler)
sich um die Klärung von Sachver-
halten bemühen bzw. die Band-
breite des vorhandenen Wissens
aufzeigen.

� Abwägungsdiskurse oder Refle-
xionsdiskurse: Bei diesen Kom-
munikationsprozessen geht es um
die Interpretation von Sachver-
halten, es sollen also einerseits
Präferenzen und Werte geklärt
und andererseits Problemlagen
und Vorschläge normativ beur-
teilt werden. Sie sind insbesonde-
re ein Hilfsmittel zur Entschei-
dungsvorbereitung und zur Kon-
fliktvermeidung.

� Gestaltungsdiskurs: Hier zielen
die Kommunikationsprozesse auf
die Bewertung von Handlungs-
optionen oder die Lösung kon-
kreter Probleme.

� Vermittlungsdiskurse: Mit ihnen
sollen Ergebnisse der anderen
drei Diskursformen oder auch an-
derweitig zustande gekommene
Sachverhalte, Bewertungen oder
Gestaltungsvorschläge an Adres-
saten weitergegeben werden. Da-
mit soll direkt oder indirekt ins-
besondere die öffentliche Mei-
nungsbildung beeinflußt werden.
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Tab. 2: Vergleich von TA-Konzepten anhand ausgewählter Kriterien
Kriterien "Klassisches" TA-Konzept TA als strate- Technik- Public Constructive Partizipative Innovations- Rationale 

TA-Konzept des OTA gisches Rah- bewertung Technology Technology Technik- orientierte Technik-
menkonzept Assessment Assessment folgenab- Technik- folgen-

schätzung folgenab- bewertung
schätzung

Adressaten Politik � � � � � � � � �

Wirtschaft ❍ � � � � � �

Wissen-
schaft ❍ ❍ ❍ ❍ � �

Öffentlich-
keit � ❍ � � � ❍ �

Zeitpunkt zu jedem
Zeitpunkt � � � ❍ � �

möglichst
früh � � � �

Funktion Politikbe-
ratung � � � � ❍ ❍ ❍ ❍

Technik-
gestaltung � ❍ � � ❍

gesell-
schaftlicher
Dialog � � � ❍

Partizi- Wissens-
pation diskurs � � � � ❍ � � �

Abwägungs-
diskurs � � � ❍ � �

Gestaltungs-
diskurs � � � �

Vermitt-
lungsdiskurs � ❍ �

Bewer- Werte-
tungs- katalog �
grundlage

verschiedene
Bewertungs-
ansätze ❍ � � � � � �

rationale
Rekonstruk-
tion von
Diskursen �

Bewertung keine �

Aufzeigen
verschiede-
ner Bewer-
tungsmög-
lichkeiten � � � � �

Bewertung
wird vor-
genommen � � � � �

Ergebnisse Empfeh-
lungen � � ❍ ❍ ❍

Handlungs-
optionen � � ❍ ❍

Konsens-
suche � � � ❍

Orientie-
rungswissen � � � � ❍ � ❍ ❍ �

Legende:    � zutreffend ❍  teilweise zutreffend
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schen Folgen gesehen. Deshalb war
auch oftmals von TA als "Frühwarnsy-
stem" die Rede. Aufgrund praktischer
Erfahrungen und theoretischer Überle-
gungen zeigte sich aber bald, das solche
langfristige Abschätzungen nur unvoll-
ständig und mit mehr oder weniger
großen Unsicherheiten zu erstellen sind
(Van Eijndhoven 1997). Die "Progno-
selast" (Paschen, Petermann 1991) wur-
de zunächst dadurch reduziert, daß in
den konzeptionellen Überlegungen das
Aufzeigen der Chancen und Risiken
neuer Techniken und technikpolitischer
Entscheidungen stärker in den Mittel-
punkt gerückt wurde.

Eine weitere Folge war, daß zuneh-
mend der Prozeßcharakter von TA her-
ausgestellt wurde (z.B. Paschen, Peter-
mann 1991). Danach ist TA nicht aus-
schließlich als ein wissenschaftliches
Unterfangen anzusehen, sondern soll
einen Dialog zwischen Wissenschaft
und Politik (bzw. anderen Adressaten)
organisieren, wozu eine iterative Vor-
gehensweise erforderlich ist. Zum Pro-
zeßcharakter gehört auch, daß eine TA
zu einer bestimmten Problemstellung
kein einmaliges Unternehmen sein soll-
te, sondern fallweise von Zeit zu Zeit
wiederholt werden sollte.

Ferner steht mittlerweile eine Reihe
von Verfahrensansätzen zur Verfügung,
um die Probleme der Antizipation von
Entwicklungen und ihren Folgen zu
mildern. Hierzu zählen beispielsweise
die Arbeit mit Szenarien, um die
Spannweite zukünftiger Entwicklungen
aufzeigen zu können, oder Delphi-Be-
fragungen, um die unterschiedlichen
Einschätzungen vieler Experten zu er-
fassen. Ebenso sollen Review-Prozesse
usw. zu den bestmöglichen Aussagen
führen. Schließlich ist in den Prognose-
problemen eine Ursache dafür zu su-
chen, daß das Potential der Partizipa-
tion (im Sinne von Verständigungspro-
zessen über mögliche zukünftige Ent-
wicklungen, s.u.) in den TA-Konzepten
an Bedeutung gewonnen hat.

Adressaten (bzw. Nutzer)

War TA ursprünglich als ein Instru-
ment der Politikberatung (insbesondere
der Beratung von Parlamenten bzw.

Parlamentariern) konzipiert worden, so
ist der Adressatenkreis sukzessiv erwei-
tert worden. Dies führte folgerichtig zu
verschiedenen Akzentsetzungen in den
TA-Konzepten. Aus der Erweiterung
der politischen Adressaten resultieren
zwei unterschiedliche konzeptionelle
Entwicklungslinien:
– Der instrumentelle Ansatz betont

die von Experten getragene Analyse,
die Optionen für die Politik bereit-
stellt und die politische (d.h. vor al-
lem parlamentarische) Entscheidun-
gen ermöglichen soll (z.B. Ausrich-
tung der britischen und französichen
TA-Einrichtungen und der des Eu-
ropäischen Parlaments). 

– Der diskursive Ansatz (siehe auch
bei Partizipation) sieht dagegen die
Aufgabe von TA hauptsächlich dar-
in, eine aufgeklärte öffentliche De-
batte über Techniken zu fördern,
wobei das Parlament nur einer von
mehreren möglichen Adressaten ist,
und zur gesellschaftlichen Konsens-
bildung in kontrovers diskutierten
Fragen beizutragen (z.B. TA-Kon-
zeption in Dänemark und Nieder-
lande) (Petermann 1999).

Der Kreis der Adressaten von TA wur-
de zudem über den Bereich der Politik
hinaus ausgedehnt. Hinter den Kontro-
versen, von wem bzw. für wen TA
durchgeführt werden soll, steht auch
die Frage, welcher der Akteure die
wichtigste Rolle bei der Gestaltung der
technischen Entwicklung spielt. Wäh-
rend innovative Technikbewertung In-
genieure und Manager insbesondere als
Zielgruppe sieht, sind es beim Con-
structive Technology Assessment Ak-
teursnetzwerke. Die innovationsorien-
tierte Technikfolgenabschätzung orien-
tiert sich an Innovationskontexten, u.a.
an betrieblichen Innovationsprozessen.
Unverkennbar ist, daß TA nicht mehr
ausschließlich als Beitrag zur rationale-
ren Gestaltung von politischen Ent-
scheidungen, die im Zusammenhang
mit der Technikentwicklung stehen, ge-
sehen wird und die Vielfalt der TA-
Konzepte den unterschiedlichen mögli-
chen Nutzungskontexten entspricht.
Zunehmend wird mittlerweile auch an-
erkannt, daß die verschiedenen Ansatz-

punkte für TA ihre Berechtigung haben
und sich nicht gegenseitig ausschließen,
sondern ergänzen.

Zeitpunkt (bzw. Ansatzpunkt)

Den politikberatenden TA-Konzepten
wurde immer wieder unterstellt, sie
könnten erst zu einem späten Zeitpunkt
in der Technikentwicklung stattfinden,
wenn deren Folgen schon mehr oder
weniger manifest sind, um diese dann
bestenfalls zu korrigieren. Deutlich
zum Ausdruck kommt dies beispiels-
weise in der schematischen Gegenüber-
stellung von reaktiver und innovativer
TA (Ropohl 1999). Die auf die Politik
gerichteten Konzeptansätze haben aber
TA auch in frühen Phasen der Technik-
entwicklung für notwendig und mit
dem Ziel der Politikberatung für durch-
führbar gehalten; und wie die Praxis
zeigt, ist dies auch wiederholt realisiert
worden.

Insgesamt ist trotzdem ein Wandel
der Perspektive von der politischen
(parlamentarischen) Kontrolle der
Technikentwicklung und ihrer (negati-
ven) Auswirkungen hin zur Gestaltung
neuer Techniken unverkennbar. Wich-
tige Gründe hierfür sind:
– Die in den 60er Jahren noch beste-

henden hohen Erwartungen an die
Planungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten des Staates sind deutlich
zurückgegangen. Heute wird die
Verteilung von Gestaltungsmöglich-
keiten auf verschiedene Ebenen des
politischen Systems (von der EU bis
zu Kommunen), die Begrenztheit
ordnungspolitischer und förderpoli-
tischer Einflußnahmen sowie die Be-
deutung verschiedene Akteure bei
der Verantwortung von Technikent-
wicklung betont.

– Die Vorstellung einer "gesellschaftli-
chen Konstruktion" von Technik
fand zunehmende Verbreitung. Dies
bedeutet, daß die Technikinvention,
-innovation, -entwicklung und -an-
wendung durch menschliche Hand-
lungen und Entscheidungen beein-
flußt wird, die wiederum von Inter-
aktions- und Aushandlungsprozes-
sen verschiedener Gruppen und In-
dividuen abhängig sind. Damit rück-
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ten die verschiedenen Akteure und
Akteursnetzwerke stärker in den
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit.

– Das wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Interesse daran, Wissen
und Optionen zu erhalten, wie die
Technikentwicklung in eine ge-
wünschte Richtung gelenkt werden
könnte, hat zugenommen. Die Dis-
kussion um eine nachhaltige Ent-
wicklung hat dieses Interesse noch-
mals verstärkt.

Mit der Betonung der Gestaltungsper-
spektive sind zwei konzeptionelle Kon-
sequenzen verbunden. Zum einen soll
TA auch in der Wirtschaft und von den
Technikentwicklern durchgeführt wer-
den (s.o.). Zum anderen soll schon zu
einem möglichst frühen Zeitpunkt im
Entwicklungszyklus von Techniken
(bzw. im Innovationsprozeß) TA ein-
setzen.

Bei der Frage des richtigen Zeit-
punktes für TA ist das sogenannte "in-
formationelle Kontrolldilemma" (Col-
lingridge 1980) von Bedeutung. Danach
ist eine Technikentwicklung zu einem
frühen Zeitpunkt noch relativ leicht zu
beeinflussen, aber ihre zukünftigen Fol-
gen können nur mit großen Unsicher-
heiten abgeschätzt werden. Dagegen
sind bei einer weit entwickelten Tech-
nik – also zu einem späten Zeitpunkt in
der Technikentwicklung – die mögli-
chen Folgen viel leichter zu beschrei-
ben, aber aufgrund der getätigten Inve-
stitionen und der schon erfolgten Ein-
bettung in die Gesellschaft sind Verän-
derung schwieriger zu erreichen. Die
Ausrichtung (z.B. von Constructive
Technology Assessment), mittels TA
wünschenswerte Innovationen und
Technikentwicklungen anzustoßen, ist
u.a. ein Versuch, dieses Dilemma zu
lösen.

Partizipation (bzw. öffentlicher Dialog)

Technikfolgen-Abschätzung verstand
sich traditionell als ein Verfahren, das
wesentlich durch die Kommunikation
zwischen Experten (bzw. Wissenschaft)
und Entscheidern (bzw. Politik) ge-
prägt wird. Partizipation hat in diesem
Kontext im wesentlichen eine ergän-
zende Funktion und soll dazu dienen,

das Wissen betroffener gesellschaftli-
cher Gruppen einzubeziehen und die
Integration möglichst vieler Problem-
sichten, Wertgesichtspunkte, Interessen
und Lösungsvorschläge im TA-Prozeß
zu erreichen. Ein wichtiges Ziel dieser
Bemühungen ist, die Ausgewogenheit
der Analysen zu gewährleisten.

Da teilweise der demokratische Cha-
rakter von TA-Prozessen stärker in den
Vordergrund gerückt wurde, bekam
auch der Begriff Partizipation eine neue
Bedeutung. Interaktion und Debatten
wurden damit zu wichtigen Bestandtei-
len von TA-Konzepten, zunächst ins-
besondere in Dänemark und den Nie-
derlanden. Durch die intensive Beteili-
gung gesellschaftlicher Gruppen oder
interessierter Bürger sollen öffentliche
Debatten um neue Techniken stimuliert
sowie ein Beitrag zur Lösung gesell-
schaftlicher Konflikte um neue Techni-
ken geleistet werden. Reagiert wurde so
auch auf die in den letzten Jahrzehnten
zunehmende Bedeutung von gesell-
schaftlichen Gruppen und öffentlichen
Debatten in der Technikentwicklung.

Die Informationsfunktion von Parti-
zipation hat damit an Bedeutung aber
nicht verloren. Von der jeweiligen poli-
tischen Kultur und von den Adressaten
der TA-Prozesse hängt es ab, welche
Konzeption der Partizipation als am
besten geeignet zu betrachten ist.

Bewertung

Obwohl TA durchweg als wertsen-
sibles Konzept verstanden wird, ist
trotzdem immer wieder die mangeln-
den Norm- und Wertsensibilität von
TA-Konzepten und -Analysen kriti-
siert worden. Dabei haben sich insbe-
sondere die folgende Kontroversen her-
ausgebildet:
– Zum ersten geht es um die Frage, ob

eine Trennung von Sachverhaltsbe-
schreibungen und Wertungen mög-
lich ist. Es geht also um die Unter-
scheidung zwischen der Erforschung
von Technikfolgen (im Sinne von
Wenn-dann-Beziehungen) auf der
einen und der Bewertung dieser Fol-
gen auf der anderen Seite. Mittler-
weile dürfte weitgehend unstrittig
sein, daß über eine begriffliche Un-

terscheidung hinaus eine saubere
Trennung von Sachverhaltsbeschrei-
bungen und Wertungen nicht mög-
lich ist. Beispielsweise bei der For-
mulierung der jeweiligen Problem-
stellung, bei der Auswahl und den
Umgang mit Indikatoren und Krite-
rien für die Beschreibung von Sach-
verhalten sowie bei der Ausgestal-
tung von Modellen und Szenarien
sind wertende Anteile unvermeidlich
(VDI 1999, S. 17 f.). Durch Offenle-
gung und Nachvollziehbarkeit der
Analyseschritte sowie mittels Ver-
fahrensgestaltung (insbesondere Par-
tizipation) berücksichtigt ein Teil
der TA-Konzepte ausdrücklich die-
sen Problembereich.

– Zum zweiten ist strittig, ob TA sich
auf die Darstellung von Sachverhal-
ten, unterschiedlichen Bewertungen
und möglichen Handlungsoptionen
beschränken soll. Zugespitzt formu-
liert bedeutet dies, daß TA die (wis-
senschaftlichen) Fakten liefert und
die Politik dann die wertbehafteten
Entscheidungen trifft. Diese Zurück-
haltung bei Bewertung bzw. die
Neutralität von TA-Analysen ist al-
lerdings Existenzbedingung vieler
politikberatender TA-Einrichtun-
gen, wo der Auftraggeber und
Adressat großen Wert auf das "Pri-
mat der Politik" legt. Dies bringt hin
und wieder den Vorwurf mit sich, es
fehlten die notwendigen normativen
Urteile. Dementsprechend sieht ein
Teil der TA-Konzepte auch aus-
drücklich eine Bewertung vor.

– Zum dritten gibt es unterschiedliche
Einschätzungen, ob Bewertungen
anhand definierter Ziele und Werte
erfolgen können. Als einziges TA-
Konzept geht die Technikbewertung
von einem ausformulierten, mehrdi-
mensionalen Wertesystem aus. Alle
anderen TA-Konzepte gehen explizit
oder implizit davon aus, daß jeweils
verschiedene Bewertungsansätze er-
hoben, beschrieben oder entwickelt
werden müssen. Außerdem wird an
dem vom VDI formulierten Werte-
system kritisiert, daß in vielen Fällen
Wertkonflikte zwischen den ver-
schiedenen Wertdimensionen auftre-
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ten müssen, seine Handhabung also
nicht unproblematisch ist.

– Zum vierten ist aus philosophischer
Sicht kritisiert worden, daß faktisch
akzeptierte Werte (wie Wohlstand,
Sicherheit, Gesundheit, Umweltqua-
lität) als Beurteilungsgrundlage, egal
ob vom TA-Konzept vorgegeben
oder mittels Partizipation ermittelt,
einen "naturalistischen Fehlschluß"
bedeuteten, da die faktische Akzep-
tanz von Werten noch nichts über
ihre moralische Legitimation aussa-
ge. Anstelle der Herstellung von fak-
tischer Akzeptanz geht es beim Kon-
zept der rationalen Technikfolgenbe-
urteilung dementsprechend um die
normative Akzeptabilität von Ent-
scheidungen. Es soll also die Frage
beantwortet werden, inwieweit es
vertretbar ist, im Interesse der Allge-
meinheit bestimmten Personen und
Gruppen zuzumuten, eine techni-
sche Entwicklung zu akzeptieren
(Grunwald 1999a, S. 6). Das Wissen-
schaft über solche Zumutungen ur-
teilen und bestimmen kann, wird an-
dererseits heftig bestritten.

Insgesamt ist damit die Rolle und die
praktische Umsetzung zentraler Postu-
late der TA in TA-Prozessen zwischen
den Vertretern verschiedener TA-Kon-
zepte nach wie vor umstritten. Ob dies
wirklich zu beklagen ist, sei aber dahin-
gestellt. Denn die Vielzahl unterschied-
licher Ansätze läßt sich ja auch als pro-
duktive Pluralität verstehen, die letzt-
lich notwendig ist, damit TA in unter-
schiedlichen Kontexten, wie nationalen
Kulturen oder politischen Systemen
praktiziert werden kann, und somit un-
terschiedliche Ziele verfolgt und unter-
schiedliche Adressaten angesprochen
werden können.

Rolf Meyer
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Wie im vorstehenden Beitrag von Rolf
Meyer gezeigt, haben sich die TA-Ak-
teure immer wieder mit den Problemen
des Konzeptes selbstreflexiv auseinan-
dergesetzt, die eigenen Erfahrungen
insbesondere im Feld der Politikbera-
tung aufgearbeitet, Ansprüche und
Zielsetzungen überdacht und Modifi-
kationen an Teilen des Konzeptes vor-
genommen. In der jüngeren TA Debat-
te mehren sich nun Wortmeldungen,
die – sich von der klassischen poli-
tikberatenden TA absetzend – eine
grundsätzliche Neuorientierung von
Technikfolgen-Abschätzung fordern.
Meist wird dies unter Hinweis auf De-
fizite der klassischen politikberatenden
TA begründet.

Es ist nicht zu bestreiten, daß dabei
tatsächliche Probleme von TA ange-
sprochen und sinnvolle Ergänzungen
zur klassischen TA vorgeschlagen wer-
den. Vielfach sind die angesprochenen
Probleme aber seit langem bekannt und
haben zu entsprechenden Modifikatio-
nen des TA-Konzeptes geführt, und
zum Teil sind deshalb auch die vorge-
schlagenen konzeptionellen Neuerun-
gen nur scheinbar solche, sondern alte
Bekannte der TA-Diskussion, wie z.B.
die neuerliche Betonung der Bedeutung
von partizipativen Verfahren der TA.
Im folgenden soll das Konzept einer
"innovationsorientierten TA" etwas ge-
neuer unter die Lupe genommen wer-
den, tritt doch ein Klassiker der Kritik
am TA-Konzept hier in neuem Gewan-
de auf, das Verdikt nämlich, TA käme
mit ihren Bemühungen um die Analyse
von nicht-intendierten Folgen techni-
scher Entwicklung zu spät.

Warum innovationsorientierte TA?

Konzepte einer "innovationsorientier-
ter TA" (Steinmüller et al. 1999, Bröch-
ler, Simonis 1998) oder "innovativer
TA" (Ropohl 1999) postulieren eine
zeitliche Reorientierung von TA weg
von ihrem Ort der Politikberatung hin
zu den Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen. Politkberatende TA set-
ze "zu spät" an. Gerade weil sie primär
auf die Politik als Klienten der Bera-
tung ziele, nicht selbst an den Orten der
Technikentwicklung – den Forschungs-
einrichtungen und Unternehmen –
agiere, greife sie erst nach Vollendung
der technischen Tatsachen in das Feld
der Technologiepolitik ein: wenn eine
neue Technologie bereits in der Welt,
das "Spiel" quasi gelaufen, der techni-
sche Gestaltungsspielraum nur noch
minimal sei. Dieses Verdikt verbindet
sich auch mit der Einschätzung, daß der
Staat unter den gegebenen "ordnungs-
politischen Rahmenbedingungen" kaum
wirksam in den Technisierungsprozeß
eingreifen könne (so z.B. Ropohl 1999).
Über den z.B. auch vom Ansatz des
"Constructive TA" geforderten Wech-
sel der Zielsetzung – von der Frühwar-
nung hin zur Technikgestaltung – hin-
aus, verbindet sich mit den unter den
Etiketten innovationsorientierte oder
innovative TA firmierenden Neuansät-
zen also die weitergehende Kritik, daß
TA am falschen Ort stattfinde. Nicht
der Staat, die Politik sei der adäquate
Adressat für TA, sondern das eine
Technik entwickelnde Unternehmen.
"Innovative" (Ropohl) oder "innova-
tionsorientierte" TA (Steinmüller et al.)

treten an mit dem Anspruch, TA in die
Unternehmen zu tragen, denn hier böte
sich allein die Chance "gesamtgesell-
schaftlichen Belangen" (Steinmüller et
al. 1999, S. 143) bzw. außertechnischen
und außerwirtschaftlichen Werten (Ro-
pohl 1999, S. 88) im Prozeß der Techni-
kentwicklung Geltung zu verschaffen.
Realisiert werden sollen damit Mög-
lichkeiten einer gesellschaftlichen Tech-
niksteuerung, die die als "reaktiv" ge-
kennzeichnete politikberatende TA bis-
her nicht habe eröffnen können. Die
"Neuorientierung" von TA auf die In-
novationsprozesse selbst und auf die
Innovationsakteure (im wesentlichen
die Unternehmen) hin wird als Weg ge-
sehen, der Technikfolgen-Abschätzung
zu mehr oder besserer Wirkung zu ver-
helfen. 

Bestritten werden soll hier nicht, daß
es in der Tat wünschenswert wäre, TA
als Konzept in den Innovationsprozes-
sen in Unternehmen und öffentlichen
Forschungseinrichtungen stärker zu
verankern. Richtig (aber nicht neu) ist
auch die Feststellung einer begrenzten
technischen Steuerungskompetenz des
Staates in marktliberal verfaßten Gesell-
schaften. Forschung- und Technikent-
wicklung sind private und nicht in er-
ster Linie öffentliche Aufgaben. Es ist
in erster Linie der Markt, der über sinn-
volle und nicht sinnvolle, dem Bedarf
entsprechende oder an diesem vorbei
geplante Innovationen entscheidet und
auf den sich die Kalküle technikent-
wickelnder Unternehmen richten. Zu-
rückgewiesen werden können aber die
an die klassische TA gerichteten Vor-
würfe des "zu spät" und "am falschen
Ort", und kritisch zu hinterfragen sind
die Möglichkeiten eines die angeblich
"reaktive TA" ersetzendes (innovatives)
Konzept.

TA in die Betriebe?

Zunächst einmal ist zu konstatieren,
daß es gute Gründe hat, daß TA sich als
politikberatendes Konzept etabliert hat.
Es waren ja gerade die neuen staatlichen
Aufgaben der Technikförderung und
der Gefahrenvorsorge, die den Ruf
nach unabhängiger wissenschaftlicher

TA-Konzepte

Technikfolgen-Abschätzung – "zu spät"?

In den letzten Jahren ist die Diskussion um Technikfolgen-Abschätzung
durch eine Reihe von neuen Überlegungen zu den Zielen, Aufgaben und
Methoden von TA sowie hierauf aufbauenden konzeptionellen Neuansät-
zen belebt worden. Die alte Marke TA wird dabei in letzter Zeit mit verschie-
denen Epitheta, wie interaktiv, integrativ, konstruktiv, innovativ, innovati-
onsorientiert, rational versehen, um den Anspruch eines konzeptionellen
Neuanfanges deutlich zu machen. Einige der genannten Attribute finden
sich auch in einem kürzlich erschienenen Handbuch zur Technikfolgen-Ab-
schätzung unter der Überschrift "Konzeptionen der Technikfolgen-Ab-
schätzung" wieder (Bröchler et al. 1999). Neben dem klassischen Konzept
"politikberatender TA" identifiziert das Handbuch immerhin neun solcher
"Konzeptionen".
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Beratung in Form von TA begründeten.
Aus gesellschaftlichen Konflikten um
die Einführung von neuen Technolo-
gien entwickelte Ansprüche hinsicht-
lich einer verstärkten Kontrolle der
technischen Entwicklung richteten sich
fast immer an den Staat, gerade weil die
Berücksichtigung nicht-intendierter Fol-
gen durch die regulativen Prozesse des
Marktes nicht gesichert erschien. Eben-
so waren es ja gerade Defizite markt-
wirtschaftlicher Selbststeuerung von
Innovationsprozessen, die staatliche
Forschungs- und Technologiepolitik
zur Förderung gesellschaftlich notwen-
diger Basisinnovationen ins Spiel ge-
bracht haben.

Randbedingungen innovations-
orientierter TA

Die Idee der innovationsorientierten
TA ist es nun – quasi gegenläufig zu
staatlichen Interventionen im Feld der
Technologiepolitik -, Prozesse gesell-
schaftlicher Selbststeuerung durch die
Berücksichtigung gesellschaftlicher An-
sprüche in den Unternehmen zu eta-
blieren. Ökologische und soziale Fol-
gen von Innovationen und Ansprüche
gesellschaftlicher Gruppen sollen von
Beginn an in den Prozessen der Techni-
kentwicklung berücksichtigt werden.
Die Hindernisse, die einem solchen
Unterfangen entgegenstehen, werden
von den Vertretern einer innovations-
orientierten TA zwar z.T. angespro-
chen, aber offensichtlich als im Prinzip
überwindbar oder vernachlässigbar an-
gesehen. Grundsätzliche Barrieren der
Einführung einer umfassenden, Chan-
cen und Risiken berücksichtigenden
Technikbewertung in die Innovations-
strategien von Unternehmen werden
dabei z.T. im Handstreich beiseite ge-
schoben.

Die wirtschaftsliberale Verfaßtheit
moderner Gesellschaften, die eine an
gesellschaftlichen Bedürfnissen orien-
tierte Steuerung technischer Entwick-
lung (die es ermöglichen könnte, eine
technische Entwicklungslinie etwa des-
halb zu blockieren, weil ihr gesell-
schaftlicher Nutzen als fragwürdig er-
scheint) als nicht legitimierter Eingriff

in private Eigentumsrechte (der Unter-
nehmen) erscheinen läßt, stellt auch aus
der Sicht der Vertreter innovativer TA
eine grundsätzliche Schranke staatlicher
und gesellschaftlicher Techniksteue-
rung dar. Aber diese – die "wirtschafts-
liberale Verfaßtheit" – werde sich (ein
großes Wort gelassen ausgesprochen)
"ohnehin wandeln müssen", "wenn
man mit einer umwelt- und menschen-
gerechten Technikgestaltung ernst ma-
chen will" (Ropohl 1999, S. 85). Jenseits
solcher (berechtigter oder unberechtig-
ter) Hoffnungen auf gesellschaftliche
Wandlungsprozesse sehr grundsätzli-
cher, um nicht zu sagen revolutionärere
Art, setzt das Konzept der innovations-
orientierten TA Hoffnungen auf seine
schlußendlich erfolgreiche Einführung
in die unternehmerische Praxis (und da-
mit auf die Herausführung von TA aus
ihrer politikberatend, reaktiven "Wir-
kungslosigkeit") durch die Einsichts-
fähigkeit und das wohlverstandene Ei-
geninteresse der Unternehmen. In den
Unternehmen werden ein neues unter-
nehmerisches Selbstverständnis, eine
neue Unternehmenskultur und neue
unternehmerische Strategien ausge-
macht – so z.B. eine stärkere Kunden-
orientierung, die zu einer "Einbezie-
hung des Kunden in die Produktgestal-
tung" führe, oder eine generelle "kom-
munikative Öffnung der Unternehmen
zur Gesellschaft". Und schließlich sei
das unternehmerische Interesse an der
Vermeidung von "Fehlinnovationen"
infolge "mangelnder Akzeptanz, feh-
lender sozialer, kultureller oder ökolo-
gischer Nachhaltigkeit" der verfolgten
technischen Entwicklungslinien in
Rechnung zu stellen (Steinmüller et al.
1999, S. 141).

Daß die konstatierte Öffnung der
Unternehmen nicht ohne weiteres auch
einer "Öffnung der unternehmensinter-
nen Innovationsprozesse für zusätz-
liche Akteure bzw. externe Kontexte",
d.h. also für die intendierte Integration
außertechnischer gesamtgesellschaftli-
cher Belange oder der Interessen von
gesellschaftlichen Anspruchsgruppen,
gleichkommt, wird von den Verfech-
tern der innovationsorientierten TA
selbst eingeräumt (Steinmüller et al.

1999, S. 142). Und so ist es dann folge-
richtig, bleibt aber angesichts des erho-
benen Anspruches doch einigermaßen
unbefriedigend, wenn Chancen für
innovationsorientierte TA vorwiegend
im vorwettbewerblichen Bereich und
dort, wo Konstruktionspfade und Leit-
bilder noch nicht festgelegt sind, gese-
hen werden (ebd.). Diese Phase der
Technikentwicklung, die wohl am ehe-
sten am Übergang von der Grundlagen-
forschung zur anwendungsorientierten
Forschung zu verorten ist, mag in der
Tat Chancen für unternehmerische Re-
flexion auf gesellschaftlichen Bedarf
bieten. Inwieweit dies aber über eine
von Unternehmen immer schon ange-
stellte Exploration von Marktchancen
hinausgeht, darf bezweifelt werden. 

Erkennbarkeit und Anerkennung
von Technikfolgen

Zudem ist auch schwer zu erkennen,
wie dadurch, daß TA ihren Adressaten
wechselt, Probleme methodologischer
Art, die die Abschätzung und Bewer-
tung von Technikfolgen notwendiger-
weise kennzeichnen, aus der Welt zu
schaffen wären. Daß, sollten sich be-
reits in einer frühen Phase von Innova-
tionsprozessen massive negative Ne-
benfolgen z.B. für die Umwelt oder die
menschliche Gesundheit abzeichnen,
diese – wie von der innovationsorien-
tieren TA ins Feld geführt – schon des-
halb von den Unternehmen berücksich-
tigt werden, um Fehlinvestitionen und
Folgekosten zu vermeiden, scheint
plausibel.

Das Problem besteht nun aber leider
in den meisten Fällen gerade darin, daß
Nebenfolgen in der Regel durchaus
nicht klar erkennbar sind, sondern die
Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens,
wie auch die Notwendigkeit ihrer Ver-
meidung, wissenschaftlich (je nach Dis-
ziplin) und gesellschaftlich (je nach
Wertorientierung) höchst umstritten
ist. Schon über die Frage, was über-
haupt eine zu vermeidende oder wün-
schenswerte Folge des Einsatzes einer
technischen Innovation ist, läßt sich oft
keine Einigkeit erzielen. Man denke et-
wa an den Einsatz prädiktiver geneti-
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scher Tests in der Schwangerschaftsvor-
sorge: Für den einen erscheint die Mög-
lichkeit über Fortführung oder Ab-
bruch einer Schwangerschaft nach posi-
tivem Befund einer genetisch bedingten
"Fehlbildung" des Fetus als wün-
schenswerte Möglichkeit der Verhinde-
rung von Leid. Für den anderen ist die-
se neu eröffnete Entscheidungsmög-
lichkeit gerade der Einstieg in die eu-
genische Selektion von erwünschtem
und nicht erwünschtem menschlichen
Leben.

Wohlgemerkt, Probleme der Er-
kennbarkeit und Anerkennung von
Folgen sind grundsätzliche Problem
von TA. Es bleibt allerdings unersicht-
lich, wie dieses Problem – das vor allem
ja dafür verantwortlich ist, daß sich Er-
gebnisse von TA-Studien nicht in einfa-
che instrumentelle Handlungsanwei-
sungen übersetzen lassen – gerade da-
durch gelöst oder zumindest umgangen
würde, daß TA in den Unternehmen
ansetzt. Im Gegenteil: Gerade dieses
Problem läßt Skepsis hinsichtlich der
Erfolgsaussichten einer umfassenden,
verschiedene gesellschaftliche Perspek-
tiven berücksichtigenden Analyse von
möglichen Folgen in unternehmensin-
ternen Innovationsprozessen begründet
erscheinen. 

Die Integration "gesamtgesellschaft-
licher Belange" in die Technikentwick-
lung von Unternehmen ist den Fürspre-
chern innovativer oder innovationsori-
entierter TA ein Anliegen, dessen Eh-
renhaftigkeit nicht bestreitbar ist. Daß
die Bestimmung "gesamtgesellschaftli-
cher Belange" aber in der Regel gerade
im Feld der Technologiepolitik Gegen-
stand von gesellschaftlichen Debatten
und hin und wieder manifester gesell-
schaftlicher Konflikte ist, wird niemand
bestreiten wollen. Daß diese nun gerade
in den Unternehmen einer Klärung zu-
geführt werden könnten, wenn es schon
auf der Ebene staatlicher Politik, der
Instanz die legitimiert und verpflichtet
ist, im Interesse der Allgemeinheit zu
handeln, zu nicht geringen Problemen
führt (die, nebenbei gesagt, dazu
führen, daß die Politik nach Unterstüt-
zung durch TA sucht) ist unwahr-
scheinlich.

Unternehmerische Kalküle sind na-
turgemäß unterschieden von – oder
zunächst einmal neutral gegenüber –
gesamtgesellschaftlichen Belangen. Un-
ternehmerische Innovationsstrategien
ziehen gesellschaftliche oder auch öko-
logische Belange als Randbedingungen
von Strategien zur Erzielung von Ge-
winnen in Betracht. Insofern können –
wie z.B. im Feld gentechnisch verän-
derten Lebensmittel derzeit zu beob-
achten – Vorbehalte der Konsumenten
gegenüber neuen Produkten zu Verän-
derungen unternehmerischer Strategien
führen.

Eine den Postulaten des klassischen
TA Konzeptes entsprechende "umfas-
sende", "transparente", "entscheidungs-
orientierte" Analyse "nicht-intendierter
Folgen" von Technikentwicklung unter
"Beteiligung" der Perspektiven aller in-
teressierten gesellschaftlichen Gruppen
(Paschen/Petermann 1991) hat aber
ihren Ort im politischen System, wo es
um gesamtgesellschaftliche Entschei-
dungen geht und wo durch die Reprä-
sentanz verschiedener gesellschaftlicher
Gruppen die Chancen für eine Berück-
sichtigung verschiedener Ansprüche
und Perspektiven gegeben sind. Es
kann bezweifelt werden, daß TA im
Unternehmen über eine verbesserte,
"aufgeklärte" Exploration von Markt-
chancen hinausgehen wird. 

Politikberatende TA – in der Regel
recht früh und selten zu spät

Techniksteuerung in gesellschaftli-
chem Interesse ist eine primär staatli-
che Aufgabe, deren Einflußmöglich-
keiten sicherlich begrenzt, aber bei
weitem nicht so bescheiden sind, wie
von seiten innovationsorientierter TA
behauptet. Vor allem: Das Problem
liegt nicht primär darin begründet, daß
die Politik und damit auch politikbera-
tende TA lediglich reaktiv und damit
zu spät "nach Vollendung der Tatsa-
chen" ansetzen würde. Ein Blick z.B.
auf die Liste der vom TAB bisher be-
arbeiteten TA-Projekte macht deut-
lich, daß wohl kaum davon die Rede
sein kann, TA sei erst ins Spiel gekom-
men, als der Zyklus der Technikent-

wicklung bereits in die Phase der An-
wendung eingetreten war.

Eine Reihe von TA-Projekten, so
z.B. zum Thema Grundwasserschutz,
setzten problemorientiert an, versuch-
ten also, neue technische und nicht-
technische Möglichkeiten der Lösung
drängender gesellschaftlicher Probleme
zu erarbeiten, und nicht einzelne tech-
nische Entwicklungslinien hinsichtlich
ihrer Folgen zu untersuchen. Eine an-
dere Reihe von Projekten bezog sich di-
rekt auf die Gestaltung von Innova-
tionsprozessen insofern, als sie sich mit
staatlichen Programmen der Innova-
tionsförderung befaßten. So hat z.B. das
TAB-Projekt zum Thema "Neue Mate-
rialien" einige wichtige Anregungen für
die Formulierung des Materialfor-
schungsprogrammes der Bundesregie-
rung geben können. Mit der Formulie-
rung von Förderschwerpunkten und
der Ausgestaltung von Förderprogram-
men, bewegt sich die Politik – das sollte
bei aller Rede über die begrenzten
Steuerungskapazitäten des Staates nicht
unterschlagen werden – gestaltend in
einer frühen Phase der Technikent-
wicklung, an der Schnittstelle zwischen
Grundlagenforschung und Anwen-
dung.

Das TAB-Projekt zum Thema "For-
schungs- und Technologiepolitik für ei-
ne nachhaltige Entwicklung" stellt z.B.
den Versuch dar, die Möglichkeiten der
Einführung eines neuen Leitbildes in
die Technologiepolitik zu eruieren und
setzt insofern an einem Punkt an, an
dem es um die Suche nach aussichtsrei-
chen, an einem politisch definierten Ziel
orientierten Innovationsprozessen geht.
"Nachhaltigkeit" mag als Schlagwort
mittlerweile auch in den Entwicklungs-
abteilungen des einen oder anderen Un-
ternehmens herumgeistern, es darf aber
bezweifelt werden, daß sich ohne poli-
tische Zielvorgaben und Rahmenset-
zung in diesem Feld etwas bewegen
wird.

Auch den "klassischen" Technik-
oder Technologiefeld bezogenen TA-
Projekten des TAB – z.B. zur Gentech-
nologie – kann man wohl kaum vor-
werfen, "zu spät" angesetzt zu haben.
Am Beispiel der Gentechnologie zeigt
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sich deutlich, daß TA, und gerade poli-
tikberatende TA, die Diskussion um
sich abzeichnende Anwendungsmög-
lichkeiten gentechnischer Verfahren
laufend begleitet hat und immer da ein-
setzte, wo sich eventueller politischer
Handlungsbedarf abzeichnete. Die
Chancen und Risiken der genetischen
Diagnostik beschäftigen das TAB,
nachdem 1993 bereits ein Bericht dazu
vorgelegt wurde, zur Zeit wegen der
zwischenzeitlich sich abzeichnenden
und damals kaum prognostizierbaren
Entwicklungen erneut. 

Eine Trennung zwischen Grundla-
genforschung und anwendungsorien-
tierter Forschung ist in dem dynamisch
sich entwickelnden Feld der Gentech-
nolgie kaum sinnvoll möglich – die
Thematisierung von möglichen Folgen
der Anwendung erfolgte dann in der
Regel auch zum frühest möglichen
Zeitpunkt. Mit neuen Erkenntnissen
der Grundlagenforschung stellen sich
unmittelbar Fragen der Anwendung
(Fragen nach Risiken für Umwelt und
Gesundheit, der Vereinbarkeit der An-
wendung mit ethischen und morali-
schen Vorstellungen), die politischer
Antworten bedürfen.

Solche Antworten sind z.B. auch in
Form des Gentechnikgesetzes erfolgt
(für dessen Formulierung im übrigen
die TA der Enquete-Kommission
"Chancen und Risiken der Gentechnik
schon 1985 vorbereitende Überlegun-
gen angestellt hat). In anderen Berei-
chen – z.B. im Feld der Anwendung der
Gentechnik am Menschen – läßt ein
staatlich regulierender Eingriff auf sich
warten, was aber nicht heißt, daß dieses
Thema von parlamentarischer, admini-
strativer und auch von TA Seite unbe-
achtet geblieben wäre. 

Art und Umfang politischer Inter-
ventionen mag dem einen oder anderen
indes so nicht weit genug gehen – ande-
ren wiederum geht sie möglicherweise
(wie die Reaktionen der Industrie auf
das Gentechnikgesetz gezeigt haben) zu
weit. Daß sie zu spät gekommen seien,
kann man wohl kaum ernsthaft be-
haupten. Auch ist Zurückhaltung in der
Frage politischer Intervention nicht
gleichzusetzen mit einer politischen

Nichtbefassung, sondern deutet eher
auf grundsätzliche Schwierigkeiten in
der zu regulierenden Materie, wider-
sprüchliche gesellschaftliche Erwartun-
gen an staatliches Handeln, Unsicher-
heiten in der Bewertung möglicher Fol-
gen und Folgenszenarien, das Einge-
spanntsein der Politik zwischen Be-
rücksichtigung wirtschaftlicher Interes-
sen einer Anwendung einerseits und
gravierenden ethischen Bedenken ande-
rerseits hin. Dies alles mag zu unbefrie-
digenden Ergebnissen führen. Die
Chancen, Probleme der Technikent-
wicklung und gesellschaftliche An-
sprüche der Kontrolle zu thematisieren,
erscheinen aber im Kontext öffentlicher
politischer Politikberatung weitaus bes-
ser als in den Entwicklungsabteilungen
von Unternehmen, deren Türen sich
aus wohlverstandenem Eigeninteresse
"gesamtgesellschaftlichen Belangen"
wohl kaum ohne weiteres öffnen wer-
den.

Leonhard Hennen
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Politisches Ziel der Bundesregierung ist
es, die Nutzung der Kernenergie in
Deutschland auslaufen zu lassen. Dabei
sind bisher weder der Ausstiegszeit-
punkt noch der "Fahrplan" (die kon-
krete zeitliche Planung des Abschaltens
der Kraftwerksblöcke) abschließend
diskutiert oder gar beschlossen. Viel-
mehr hat sich sowohl um das Aus-
stiegsziel als solches als auch insbeson-
dere um das Vorgehen eine rege politi-
sche und öffentliche Debatte ent-
wickelt, die deutlich macht, wie strittig
die Zielsetzung und wie komplex die
damit verbundenen Fragestellungen
sind.

Heutige Stromversorgung

Kernenergie war 1998 mit einem Anteil
von mehr als einem Drittel an der öf-
fentlichen Stromversorgung der wich-
tigste Energieträger neben Braun- und
Steinkohle. Zusammen stellen diese
"drei Standbeine" 87% der Stromver-
sorgung (s. Abb.). Die Anteile regene-
rativer Energieträger liegen summiert
bei etwa 4%. Den Hauptanteil stellt
dabei die Wasserkraft; die Anteile von
Windkraft, Photovoltaik und Biomasse
liegen zusammen genommen unter ei-

nem Prozent. Regenerative Energieträ-
ger stellen aus heutiger Sicht – trotz des
momentan geringen Anteils – prinzi-
piell eine "ausbaubare Säule" zukünfti-
ger Energieversorgung dar.

Kernenergieausstieg

Im Rahmen des von der F.D.P. ange-
regten Projektes "Elektrizitätsversor-
gung" erarbeitet das TAB zunächst ei-
ne Vorstudie. Diese hat – neben einer
ersten strukturierten Darstellung des
Standes der Diskussion – zum Ziel, we-
sentliche "Bausteine" für eine Szenari-
enbildung im Zuge einer eventuellen
Hauptstudie zu erarbeiten. In dieser
könnten auf Basis zukünftiger Versor-
gungsstrukturen Szenarien und diesbe-
zügliche Umsetzungsstrategien ent-
wickelt und auf ihre Wirkungen und
Folgen untersucht werden. Die Bear-
beitung einer solchen Studie wird
durch eine nicht abzusehende politisch
bedingte Dynamik sowohl bei den
Voraussetzungen als auch den Randbe-
dingungen der Untersuchung signifi-
kant beeinflußt. Es ist deshalb aus-
drücklich vorgesehen, alle entscheiden-
den Arbeitsschritte in enger Abstim-
mung mit Vertretern der Fraktionen im

D e u t s c h e n
B u n d e s t a g
vorzubereiten
und umzuset-
zen und mit
dem laufenden
p o l i t i s c h e n
Prozess  zu
synchronisie-
ren.
Die Vorstu-
die soll auf
drei wesentli-
chen Schwer-
punkten ba-
sieren:

� Analyse vorliegender Studien
Zum Ausstieg aus der Nutzung der
Kernenergie liegen bereits einige
Studien vor. Diese kommen zum
Teil zu deutlich voneinander abwei-
chenden Ergebnissen. In einem er-
sten Schritt sollen diese Studien ge-
sichtet und im Hinblick auf Aus-
gangsannahmen und konzeptionell-
methodisches Vorgehen analysiert
werden.

� Strategien zur Stromeinsparung
In der Wissenschaft herrscht weitge-
hende Einigkeit darüber, daß ohne
staatliche Eingriffe die Stromnach-
frage in den nächsten Jahren moderat
wachsen wird. Zugleich ist unstrittig,
daß bei der Stromanwendung – vor
allem auch im Bereich der privaten
Haushalte – noch Einsparpotentiale
bestehen. In einigen "Ausstiegsstudi-
en" wird die Einsparung elektrischer
Energie als wichtige Säule von Stra-
tegien zum Ausstieg aus der Kernen-
ergienutzung angesehen. Auch hier
sollen vorliegende Studien zum
Einsparpotential bei elektrischer En-
ergie aufgearbeitet werden.

� Technische Aspekte des Ausstiegs
In Fachdiskussionen um zukünftige
Strukturen in der Elektrizitätsver-
sorgung wird des öfteren auf damit
verbundene, noch ungeklärte techni-
sche und organisatorische Fragestel-
lungen hingewiesen. Stichworte in
diesem Zusammenhang sind: das
notwendige Maß an Reservehaltung,
die erreichbare Versorgungssicher-
heit bei verstärkter Nutzung neuer
Energieträger oder veränderten Ver-
sorgungsstrukturen sowie potentielle
neue Abhängigkeiten bei hohen An-
teilen von zu importierenden lei-
tungsgebundenen Energieträgern
(Erdgas, Strom). Hierzu wird der
Stand der Fachdiskussion aufgear-
beitet und wissenschaftlich oder po-
litisch zu klärende Fragestellungen
identifiziert.

Regenerative Energien

In engem thematischen Zusammenhang
mit diesem Projekt steht ein zweites
Vorhaben, das auf Anregungen der

Neue Energiethemen

Kernenergieausstieg und Regenerative
Energieträger
Welche Auswirkungen könnte ein Kernenergieausstieg auf Wirtschaft, Um-
welt, Beschäftigung und Versorgungssicherheit haben? Mit welchen Ener-
giequellen und -techniken könnten für stillgelegte Kernkraftwerke Ersatz-
Stromquellen geschaffen werden? Welche Perspektiven haben regenera-
tive Energieträger? Mit diesen und weiteren Fragen – nicht zuletzt nach
den Strukturen eines zukünftigen Energiesystems – befassen sich zwei
neue TA-Vorhaben.
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Fraktionen der CDU/CSU und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie
des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit zurück-
geht. Im Rahmen der Vorstudie "Per-
spektiven regenerativer Energieträger"
sollen der aktuelle Diskussionsstand ei-
nes verstärkten Einsatzes regenerativer
Energieträger in der nationalen Ener-
gieversorgung sowie offene Fragestel-
lungen strukturiert zusammengestellt
werden. Zugleich werden Vorarbeiten
für Ausstiegsszenarien, die auf eine deut-
lich umfangreichere Nutzung neuer re-
generativer Energiequellen setzen, durch-
geführt sowie deren Einbettung in
übergreifende energie- und umweltpo-
litische Themenfelder herausgearbeitet.
� Potentiale und Perspektiven

Im Vordergrund der Betrachtung
steht eine nationale Eigenversorgung
mit regenerativ erzeugten Sekundär-
energieträgern. Analysiert werden
auch die räumliche und zeitliche
Verfügbarkeit der angebotenen Lei-
stung regenerativer Energieträger
sowie ihre technische Integration in
bestehende Erzeugungs- und Über-
tragungsstrukturen. Ein wesentli-
ches Kriterium ist dabei die Beibe-

haltung einer "angemessenen" Ver-
sorgungssicherheit. Berücksichtigt
werden auch technische Ausgleichs-
möglichkeiten wie Speicherungs-
techniken sowie Importe regenerativ
erzeugter Energieträger. Auf Basis
einer strukturierten Auswertung
verfügbarer Potentialstudien soll ei-
ne zusammenfassende Darstellung
und Kommentierung der diesen zu-
grunde liegenden Annahmen gege-
ben werden.

� Integration in den liberalisierten En-
ergiemarkt
Im Hinblick auf höhere Marktanteile
regenerativ bereitgestellten Stroms
gibt es Ansätze von staatlicher als
auch von industrieller Seite (z.B.
Stromeinspeisungsgesetz, "Green-
pricing"-Modelle der Energieversor-
gungsunternehmen). Anhand eines
Vergleiches ausgewählter Modelle
und Instrumente zur Integration von
Strom aus erneuerbaren Energieträ-
gern unter den veränderten energie-
politischen Rahmenbedingungen sol-
len Möglichkeiten der Integration re-
generativer Energieträger in den libe-
ralisierten Strommarkt dargestellt
werden. Hierzu wird u.a. auch ein

Kriterienkatalog entwickelt, anhand
dessen sich die prinzipielle Eignung
ausgewählter Instrumente unter aktu-
ellen Randbedingungen, deren anvi-
sierte Lenkungswirkung und – soweit
verfügbar – Umsetzungserfahrungen
aus der Praxis beurteilen lassen.

� Begrenztheit fossiler Energieträger
Die öffentliche Diskussion um
Reichweiten von Ressourcen fossiler
Energieträger ist durch ständige
Meldungen über neu entdeckte Erd-
öl- bzw. Erdgasfelder gekennzeich-
net. Diese erwecken oft den Ein-
druck einer Entschärfung des Res-
sourcenproblems. Die deutlich vari-
ierenden Aussagen sind u.a. auf das
Zustandekommen der Ressourcen-
statistik zurückzuführen. Deshalb
soll der aktuelle Stand der Diskus-
sion über Reichweiten fossiler Ener-
gieträger in Wissenschaft und Öf-
fentlichkeit aufgearbeitet werden,
wobei methodische Gesichtspunkte
(etwa die Verbindung zwischen poli-
tischen und wirtschaftlichen Interes-
senlagen und der Qualität der Daten
über Reserven und Ressourcen von
Erdöl und Erdgas) eine besondere
Rolle spielen.

Elektrizitätsversorgung in Deutschland
während eines Ausstieges aus der
Kernenergienutzung und danach

Perspektiven
regenerativer Energien

Analyse
bestehen-

der Studien

Potentiale und
Strategien zur

Stromein-
sparung

Technische
Aspekte des
Ausstiegs

Potentiale und
Perspektiven
regenerativer

Energien

Instrumente
zur Förde-
rung  und

Integration

Begrenztheit
von fossilen

Energie-
trägern
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Vorbereitende Untersuchungen

Das TAB hat zu der Thematik bereits
vorbereitende Untersuchungen zum
"Anbau von Ölpflanzen zur Reduktion
von CO2 und der Entwicklung lokaler
Wertschöpfung und entsprechender
Wirtschaftskreisläufe in der 3. Welt"
durchgeführt. Diese hatten das Ziel, ei-
nen ersten Überblick über den Sach-
stand zu geben und die Möglichkeiten
zur Durchführung eines TA-Projektes
zu prüfen. Hierzu hat das TAB zwei
Gutachen vergeben, wobei mit dem
Thema "Perspektiven einer energeti-
schen Nutzung organischer Ernte- und
Produktionsrückstände in Entwick-
lungsländern" eine Ergänzung der Fra-
gestellung vorgenommen wurde.

In dem TA-Projekt "Bioenergieträ-
ger und Entwicklungsländer" sollen
Chancen und Probleme einer verstärk-
ten Nutzung biogener Energieträger in
Entwicklungsländern untersucht sowie
Gestaltungsmöglichkeiten der Entwick-
lungs-, Klimaschutz-, Forschungs- und
Technologiepolitik erarbeitet werden.
Der Frage möglicher Rückwirkungen
auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt in
Deutschland wird auf Anregung des
Ausschusses für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung beson-
dere Aufmerksamkeit gewidmet.

Das Problem

Eine verstärkte Nutzung der Biomasse
könnte insbesondere durch verbesserte

Nutzungstechniken signifikant zur Re-
duktion der CO2-Emissionen beitra-
gen. Dies resultiert einerseits aus dem
dadurch bedingten Mindereinsatz an
fossilen Energieträgern und die damit
vermeidbaren CO2-Emissionen. Ande-
rerseits wird ein erheblicher Anteil der
in Entwicklungsländern zur Deckung
der Energienachfrage eingesetzten Bio-
masse durch eine Übernutzung der
vorhandenen Ressourcen gewonnen
(d.h. durch eine nicht "nachhaltige"
Nutzung beispielsweise der vorhande-
nen Wälder). Dies bedingt eine
Degradation der natürlichen Ressour-
cen und einen Anstieg der CO2-Emis-
sionen in der Atmosphäre, da ein Teil
der CO2-Emissionen aus der Nutzung
dieser Biomassen nicht mehr in den
kurzfristigen Kohlenstoffkreislauf ein-
gebunden ist.

Effizientere Nutzung der Biomasse

Aufgrund der derzeit meist sehr gerin-
gen Nutzungsgrade ist eine effizientere
Nutzung der Biomasse mit den in den
Ländern der westlichen Welt vorhande-
nen Technologien prinzipiell möglich.
Diese müßte jedoch in vielen Fällen an
die Rahmenbedingungen in den Ent-
wicklungsländern angepaßt werden.
Abgesehen von der Bereitstellung des
dafür benötigten Kapitals stellen aller-
dings teilweise vorhandene Akzeptanz-
probleme, die mangelnde Ausbildung
des Bedienungspersonals sowie ungün-
stige strukturelle, ökonomische und

politische Rahmenbedingungen unter
Umständen erhebliche Barrieren dar.

Durch eine verstärkte und insbeson-
dere effizientere und "nachhaltige"
Nutzung von Biomasse als Energieträ-
ger könnte neben einem teilweise er-
heblichen Beitrag zur Reduktion der
energiebedingten CO2-Emissionen eine
Stärkung der Volkswirtschaften der
Entwicklungsländer – durch eine Ver-
ringerung der Importe an fossilen Ener-
gieträgern und den Aufbau einer ent-
sprechenden Industrie zur Herstellung,
zum Vertrieb und zur Wartung von
effizienteren und an die Bedingungen
vor Ort angepaßten Feuerungsanlagen
– erreicht werden. Außerdem ließe sich
durch eine effizientere Nutzung eine
nachhaltigere Bewirtschaftung der na-
türlichen Ressourcen (u.a. Waldres-
sourcen) erzielen, was ebenfalls positive
Folgen für die jeweiligen Volkswirt-
schaften hätte.

Unterstützung durch Industrieländer

Für die Bundesrepublik Deutschland
wären ebenfalls positive volkswirt-
schaftliche Effekte wie die Schaffung
von neuen Absatzmärkten für angepaß-
te Feuerungsanlagentechnik, einschließ-
lich sämtlicher zusätzlich benötigter
Technologien (z.B. bei der Biomasse-
produktion, bei der Bereitstellung) zu
erwarten. Außerdem könnte die ver-
traglich zugesagte Minderung der
klimawirksamen CO2-Emissionen im
Rahmen von entsprechenden Joint-Im-
plementation-Maßnahmen voraussicht-
lich mit geringen Kosten erzielt wer-
den.

Vor diesem Hintergrund bietet sich
für die Bundesrepublik Deutschland die
Möglichkeit, im Rahmen von Joint-Im-
plementation-Maßnahmen und Clean
Development Mechanismen eine effizi-
entere Nutzung biogener Festbrenn-
stoffe in den Ländern der Dritten Welt
durch monetäre und andere Hilfe nach-
drücklich zu unterstützen. Erhebliche
und vergleichsweise einfach erschließ-
bare Potentiale sind hierfür vorhanden.
Es ist zu erwarten, daß mit solchen
Maßnahmen substantielle Reduktionen
der anthropogenen CO2-Emissionen zu

Bioenergieträger und Entwicklungsländer

Chancen für den Klimaschutz

Der Energiebedarf der Entwicklungsländer wird sich in den nächsten 30
Jahren bei entsprechendem wirtschaftlichen Wachstum voraussichtlich
verdoppeln und einen entsprechenden Mehrverbrauch an fossilen Energie-
trägern nach sich ziehen. Ein verstärkter Energieeinsatz ist zwar einerseits
wünschenswert, weil er die Basis ist für höheres Wirtschaftswachstum und
steigenden Wohlstand ist. Zum anderen besteht jedoch die Gefahr, daß es
hierdurch zu einem starken Anstieg der Konzentration an klimarelevanten
Gasen in der Atmosphäre kommt. Ein verstärkter Einsatz regenerativer En-
ergieträger könnte dazu beitragen, diesen Anstieg zu verringern, aber auch
in gewissem Umfang positive Effekte für die ökonomischen und sozialen
Strukturen bewirken. Bioenergieträger, insbesondere biogene Festbrenn-
stoffe, spielen schon heute in der Energieversorgung vieler Entwicklungs-
länder eine wichtige Rolle. Hier sind erhebliche, kurz- bis mittelfristig er-
schließbare Potentiale zur CO2-Reduktion vorhanden, wenn die Möglichkei-
ten der Effizienzsteigerung und neue Energietechnologien genutzt werden.
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deutlich geringeren Kosten als in
Deutschland möglich sind, da im Ver-
gleich zu den Ländern der Dritten Welt
Deutschland über ein deutlich effizien-
teres Energiesystem verfügt. Prinzipiell
könnten derartige Joint-Implementati-
on-Maßnahmen für beide Seiten mit ei-
ner Reihe von Vorteilen verbunden
sein.

Im TA-Projekt soll genauer unter-
sucht werden, welche Potentiale vor-
handen sind und wie Maßnahmen zie-
lorientiert und effizient eingesetzt wer-
den könnten. Dabei ist ein besonderes
Augenmerk auch auf die Überwindung
der nicht-technischen Barrieren zu le-
gen. In die Gesamtbetrachtung werden
Ölpflanzen miteinbezogen.

Vorgehensweise

Im einzelnen werden folgende Fra-
gestellungen bearbeitet:
� Kurzüberblick zu Einsatz und Per-

spektiven regenerativer Energien
(Nachwachsende Rohstoffe, Wasser,
Wind, Sonne) in Entwicklungslän-
dern unter Berücksichtigung des
derzeitigen und zukünftigen Bedarfs
und Verbrauchs an Nutzenergie
(Strom, Wärme, Prozeßenergie);

� Untersuchung der Nutzung, Poten-
tiale und Entwicklungsmöglichkei-
ten der energetischen Nutzung von
Biomasse inklusive biogener Abfälle
(insbesondere Festbrennstoffe) in
Entwicklungsländern – land- und
forstwirtschaftliche Potentiale;

� Abschätzung der Potentiale zur Er-
höhung der Nutzungsgrade bei der
Umwandlung von Primärenergieträ-
gern in Nutzenergie (Konversions-
anlagen im Haushalts-, Kleinver-
braucher- und Industriebereich) –
technische Potentiale;

� Joint Implementation und Clean De-
velopment Mechanism: Ziele, Struk-
tur, Nutzung und Entwicklungs-
möglichkeiten der gemeinsamen
Umsetzung von Klimaschutzmaß-
nahmen – politische Potentiale;

� Untersuchung der nicht technischen
Hemmnisse und Umsetzungsrestrik-
tionen sowie der politischen und
ökonomischen Rahmenbedingungen,

die für eine verstärkte und verbesser-
te Nutzung von Biofestbrennstoffen
in den Entwicklungsländern von Be-
deutung sind;

� Abschätzung der Umwelteffekte und
insbesondere der CO2-Minderungs-
potentiale einer verstärkten und ver-
besserten Nutzung von Biofest-
brennstoffen in Entwicklungslän-
dern;

� Abschätzung der ökonomischen Ef-
fekte (u.a. Arbeitsplatzeffekte) auf
die Entwicklungsländer und auf die
(kooperierenden) Industrieländer
(insb. Bundesrepublik Deutschland);

� Fallstudien zur energetischen Nut-
zung land- und forstwirtschaftlicher
Biofestbrennstoffe – Stand, Entwick-
lungspotentiale, Barrieren und Fol-
gen (zwei bis drei Entwicklungslän-
der);

� Handlungsoptionen für die Entwick-
lungs-, Klimaschutz-, Forschungs-
und Technologiepolitik.

Die Projektbearbeitung ist derzeit in
der Phase der Gutachtenvergabe.
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Auf Anregung des Ausschusses für
Tourismus führt das TAB eine verglei-
chende Analyse der Konzepte und der
Praxis von Kooperationsformen von
Tourismus und Naturschutz – im Sinne
einer innovativen und nachhaltigen Re-
gionalentwicklung – in National- und
Naturparken sowie Biosphärenreserva-
ten Deutschlands durch. Ziel des TA-
Projektes ist eine anwendungsorientier-
te Bestandsaufnahme und Bewertung
der Rahmenbedingungen, der Folgen,
Chancen und Konflikte sowie der Ge-
staltungsmöglichkeiten eines nachhalti-
gen, ökonomisch tragfähigen sowie
ökologisch und sozial verträglichen
Tourismus in National- und Naturpar-
ken. Entsprechend sollen Handlungs-
möglichkeiten für eine innovative und
integrierte Politik zur Regionalent-
wicklung entwickelt und zur Diskus-
sion gestellt werden.

Naturschutz und Tourismus

Eine naturverträgliche Freizeit- und Er-
holungsnutzung eines Raumes sollte
zugleich nachhaltige ökologische, öko-
nomische und soziale Entwicklungen
einleiten oder intensivieren. Erfolgrei-
che und praxiserprobte Beispiele für
umwelt- und sozialverträgliche Kon-
zepte solcher Entwicklungen liegen mit
Natur- und Nationalparken in Deutsch-
land vor. Der Umfang der Nutzung
touristischer Angebote im Zusammen-
hang mit National- und Naturparken
ist z.T. beachtlich und liefert bereits
jetzt einen nicht zu unterschätzenden
Beitrag zum Schutz der Natur, zur
Stärkung des Binnentourismus in
Deutschland allgemein und zur Ent-
wicklung endogener regionaler Poten-
tiale.

Tourismus in Schutzgebieten stellt
als sozialverträgliche und umweltscho-
nende Nutzung und Entwicklung von
Kultur und Natur in Regionen eine Al-
ternative zu flächen- und infrastruktu-
rintensiven Freizeitnutzungen in Form
von z.B. Freizeit- oder Ferienparks dar.
Er bietet darüber hinaus Kommunen
und Regionen die Chance, sich im
Wettbewerb als unverwechselbare Des-
tination für spezifische Zielgruppen at-
traktiv zu positionieren.

Die Perspektive einer produktiven
Partnerschaft zwischen Naturschutz
und Tourismus ist auch deshalb attrak-
tiv, weil ihre Verknüpfung für beide als
Konflikt- und Kooperationspartner po-
sitive Effekte zeitigen kann. Teilweise
wird sogar das Argument vorgebracht,
daß es langfristig eine intakte Natur-
(und Kulturlandschaft) nur geben kann,
wenn diese touristisch genutzt wird. 

Auch wenn sich diese Effekte nicht
von selbst ergeben und ein Interessen-
ausgleich nur durch eine sorgfältige
Planung, Einbeziehung aller Betroffe-
nen und flankierende Maßnahmen er-
reicht werden können, dürfte es sich
lohnen, das Modell und die Praxis eines
Zusammenwirkens von Tourismus,
Naturschutz und Regionalentwicklung
im Kontext von National- und Natur-
parken als ein auch ökonomisch attrak-
tives Konzept weiter zu verfolgen und
auszubauen.

Leitende Fragestellungen

Ziel des TAB-Projektes ist eine an-
wendungsorientierte Bestandsaufnahme
und Bewertung des Themenfeldes ent-
lang der folgenden Aspekte:
� Rahmenbedingungen: Tourismus als

Mittelpunkt einer großflächigen Ent-

wicklung tragfähiger, ressourcen-
schonender, sozial- und naturver-
träglicher Formen der Landnutzung
und Regionalentwicklung setzt ent-
sprechende (Tourismus-) Leitbilder
und die Schaffung hinreichender
Rahmenbedingungen voraus.

� Folgen, Chancen und Konflikte: Na-
turschutz und Tourismus sind Kon-
flikt- und Kooperationspartner zu-
gleich. Die wirtschaftlichen Vorteile
durch den Tourismus für z.B. struk-
turschwache Regionen müssen ge-
genüber den komplexen ökologi-
schen Konsequenzen der touristi-
schen Entwicklung abgewogen wer-
den.

� Maßnahmen: Eine Verknüpfung von
regionalem Tourismus, Naturschutz
und regionaler Entwicklung kann
die darauf bezogenen Hoffnungen
nur erfüllen, wenn untereinander ko-
ordinierte Maßnahmen eingeleitet
bzw. umgesetzt sind. 

Vorgehensweise

Das TA-Projekt ist in zwei Arbeitspha-
sen gegliedert. In einer ersten Phase des
Projektes soll zunächst eine Bestands-
aufnahme vorliegender Informationen
in Form von Literaturanalysen und ggf.
Expertengesprächen (z.T. unter Einbe-
zug des europäischen Auslands) erar-
beitet sowie eine Beschreibung des ak-
tuellen Wissens- und Forschungsstan-
des zu relevanten Dimensionen des
Themenkomplexes vorgenommen wer-
den. Dazu hat das TAB mehrere Unter-
aufträge vergeben. Eine Vorstudie soll
den Kenntnisstand zum Thema in
strukturierter Form zusammenstellen
und als Grundlage für die Entscheidung
dienen, ob danach in einer zweiten Ar-
beitsphase eine Fortführung und Ver-
tiefung des Projektes opportun ist.

Innovative und nachhaltige Regionalentwicklung

Tourismus in National- und Naturparken

Trotz mancher Unkenrufe dürfte die Nachfrage nach naturnahen und natur-
schützenden Reisen und Erholungsformen immer noch ungebrochen sein.
Erfahrungen, einzelne Untersuchungen und Umfragen zeigen, daß die Po-
tentiale für umwelt- und sozialverträgliche Urlaubsgestaltung noch längst
nicht ausgeschöpft sind. Allgemein gestiegenes Umweltbewußtsein, eine
erkennbare Zahlungsbereitschaft für Umweltschutz bei vielen Touristen
sowie das Fehlen von Naturerfahrungsmöglichkeiten in weiten Kreisen der
Bevölkerung sind hierfür triftige Indikatoren. Sie signalisieren auch Chan-
cen für Naturparke und Schutzgebiete zu einer naturverträglichen touristi-
schen Entwicklung.
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Rahmenbedingungen und Leitbilder
Tourismus als Mittelpunkt ressourcenschonender, sozial-
und naturverträglicher Formen der Landnutzung und Re-
gionalentwicklung brauchen konsensfähige Leitbilder und
die geeigneten Rahmenbedingungen.

Folgen, Chancen, Konflikte
Naturschutz und Tourismus sind Konflikt- und Koopera-
tionspartner zugleich. Mögliche wirtschaftliche Vorteile für
strukturschwache Regionen durch Tourismus müssen ge-
genüber den komplexen ökologischen Konsequenzen einer
touristischen Entwicklung abgewogen werden.

Maßnahmen
Zur Verknüpfung von regionalem Tourismus, Naturschutz
und regionaler Entwicklung müssen geeignete Instrumente
konzipiert und koordiniert eingesetzt werden.

– lokale und regionale Landschaftsfaktoren
– kulturelle Besonderheiten
– Landes- und Regionalplanung
– Regionalreformen
– integrierte Wirtschaftsförderung
– Lokale Agenda 21

– Revitalisierung von Regionen
– Modernisierung regionaler Wirtschaft
– Grüne Berufe
– Standortvorteile
– regionales Image
– regionale Wertschöpfungs- und Struktureffekte
– Umweltbelastungen durch touristische Nutzung
– Akzeptanzprobleme

– Reiseregionen mit vernetzter Infrastruktur
– technische Infrastruktur, Versorgung und Entsorgung
– verkehrliche Maßnahmen
– Lenkungs- und Leitsysteme
– Besucher-Management
– kulturelle Infrastruktur
– aktives Management und Marketing
– Fördervereine und Gremien
– Bildungs- und Ausbildungsangebote
– regionale Produktentwicklung und Vermarktung
– Effizienzsteigerung bei Energie, Wasser und Fläche
– Entwicklung von Modell-Lösungen (best practice)
– interregionaler Erfahrungsaustausch

Leitende Fragestellungen des TAB-Projektes:
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Neben dem bevorstehenden großflächi-
gen Anbau transgener Nutzpflanzen
und der schon erfolgten Einführung
gentechnischer Verfahren in der Nah-
rungsmittelverarbeitung finden eine
Reihe von weiteren technischen und
ökonomischen Veränderungsprozessen
im Bereich Nahrungsmittel statt, die
voraussichtlich tiefgreifende Auswir-
kungen auf die gesamte Kette von der
landwirtschaftlichen Produktion über
die Nahrungsmittelverarbeitung und 
-vermarktung bis zum Verbraucher ha-
ben werden. Nicht gentechnische und
dennoch neuartige Lebensmittel (novel
food) haben bisher in der öffentlichen
Diskussion zu unrecht wenig Beach-
tung gefunden.

Novel-Food-Verordnung

Mit der Novel-Food-Verordnung der
EU (258/97/EWG) wurden erstmals
bestimmte Lebensmittel und Lebens-
mittelzutaten unter einen Genehmi-
gungsvorbehalt gestellt. Dies betrifft
neben gentechnisch hergestellten Le-
bensmitteln auch andere neuartige Le-
bensmittel. Die Neuartigkeit wird so-
wohl gebrauchsbezogen – bisher noch
nicht in der menschlichen Ernährung
verwendet – als auch produktbezogen –
neue Rohstoffquellen oder neue tech-
nologische Herstellungsverfahren – de-
finiert. Beispiele für erstere wären neue
Fettersatzstoffe, für letztere neue Kon-
servierungsverfahren. Eine fortschrei-
tende Verwissenschaftlichung der Nah-

rungsmittelherstellung, neue wissen-
schaftlich-technische Verfahren sowie
wachsende Anforderungen an Qualität
und Eignung werden voraussichtlich zu
einem weiteren Bedeutungszuwachs
der neuartigen Lebensmittel führen.

Was sind funktionelle Lebensmittel

Funktionelle Lebensmittel (Functional
food) stellen eine Entwicklung im
Grenzbereich zwischen Lebensmitteln
und Arzneimitteln dar. Trotz einer
Vielzahl von Auffassungen und Defini-
tionen besteht weitgehend Konsens,
daß es sich um Lebensmittel handelt,
die positive Wirkungen auf die mensch-
liche Gesundheit und das Wohlbefin-

den haben sollen. Der Begriff Lebens-
mittel beinhaltet, daß sie als regelmäßi-
ger Bestandteil der normalen Kost be-
stimmt sind und sich daher von Spezial-
diäten und Nahrungsergänzungsmit-
teln, die nur unter besonderen Umstän-
den verzehrt werden sollen, abgrenzen
lassen. Beispiele sind probiotische
Joghurts und ACE-Drinks (s. Abb.).
Ausgehend von einem niedrigen Ni-
veau wird für die Zukunft ein deutli-
ches Wachstum erwartet. Durch Syner-
gieeffekte zwischen Pharma-, Agro-,
Gesundheits- und Ernährungssparten
in "Life-Science"-Unternehmen könn-
ten erhebliche Impulse für wissen-
schaftlich-technische Innovationen aus-
gehen.

Weitere Kategorien, die sich mit den
zuvor genannten überschneiden kön-
nen, sind Light-Produkte, sog. Conve-
nience-Produkte oder "Designer food".
In der Regel handelt es sich hier um
neue Produkte, die unter Nutzung neu-
er Herstellungsverfahren erzeugt wer-
den. Neben den etablierten konventio-
nellen Nahrungsmitteln und denen aus
ökologischem Anbau entsteht derzeit
mit der Kennzeichnung gentechnisch
veränderter Nahrungsmittel ein drittes
Marktsegment, das auf eine bestimmte
Form der landwirtschaftlichen Produk-
tion verweist und getrennte Verarbei-
tungs- und Vermarktungswege erfor-
dert. Die Differenzierung und Neuent-

Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittelangebot und -nachfrage und ihre Folgen

Was werden wir in Zukunft essen?

Gegessen wird zu viel sowie zu fett-, eiweiß- und zuckerreich – warnen im-
mer wieder Ernährungswissenschaftler. Mit neuen Lebensmittelprodukten,
die z.B. fett- oder kalorienreduziert sind, reagieren darauf Nahrungsmittel-
industrie und -handel. Lebensmittel, die sogar die Gesundheit fördern sol-
len, sind der neueste Trend. Andererseits gibt es eine zunehmende Nach-
frage nach möglichst naturbelassenen Nahrungsmitteln und nach Produk-
ten aus dem ökologischen Landbau (und ein entsprechendes Angebot). Es
entwickelt sich eine "slow food" Bewegung und findet öffentliche Reso-
nanz. Die vielfältigen und teilweise widersprüchlichen Entwicklungstrends
auf dem Nahrungsmittelmarkt können unter Umständen weitreichende
Auswirkungen haben. Auf Vorschlag des Ausschusses für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten sollen in diesem gerade begonnen TA-Projekt
Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittelangebot und -nachfrage, deren
strukturelle Voraussetzungen und Folgenpotentiale sowie der in diesem
Zusammenhang bestehende politische Handlungsbedarf untersucht wer-
den.

Entwicklung des Marktes für probiotischen Joghurt in Deutschland

Quelle: Hüsing, Menrad, Scheef (1999)
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wicklung von Nahrungsmittelproduk-
ten stehen in enger Verbindung mit
Veränderungsprozessen bei Nahrungs-
mittelverarbeitung, -vermarktung und 
-verbrauch.

Eine vergleichende Betrachtung der
ökonomischen, ökologischen, gesund-
heitlichen und sozialen Auswirkungen
der Entwicklungstendenzen bei Nah-
rungsmittelangebot und -nachfrage wird
für dringend erforderlich gehalten,
steht aber noch aus.

Vorgehensweise

Ausgangspunkt der Untersuchung soll
nicht die Landwirtschaft, sondern sol-
len die Produktion von und die Nach-
frage nach verschiedenen Kategorien
von Lebensmitteln – also Novel food,
Functional food usw. – sein. Davon
ausgehend sollen die Rückwirkungen
dieser Entwicklungsprozesse auf den
Nahrungsmittelhandel, die Nahrungs-
mittelverarbeitung und die Landwirt-
schaft sowie auf die Ernährung unter-
sucht werden. Die wichtigsten ökono-
mischen, sozialen, ökologischen und
gesundheitlichen Auswirkungen auf al-
len Stufen sollen herausgearbeitet wer-
den.

Zunächst wird eine Vorstudie durch-
geführt, um einen Überblick über das
Themenfeld zu erhalten. Auf der Basis
der Vorstudie soll dann ein Arbeitspro-
gramm für vertiefende Untersuchungen
im Rahmen einer Hauptstudie ent-
wickelt werden.

Als erster Schritt in der Projektbear-
beitung wurde dieses TA-Projekt in der
Lebensmittel-Zeitung und im Internet
vorgestellt, wobei einschlägige Institu-
tionen um Interessenbekundungen für
eine Gutachtenerstellung gebeten wur-
den. In einem zweiten Schritt hat das
TAB konkrete Projektvorschläge (An-
gebote) aus dem Kreis derjenigen einge-
holt, die eine Interessenbekundung ab-
gegeben hatten (beschränkte Ausschrei-
bung).

Hintergrundpapier zu Functional Food
(TAB-Hintergrundpapier Nr. 4)

Im Kontext dieses Projektes ist bereits ein Hintergrundpapier zu "Functio-
nal Food – Funktionale Lebensmittel" vorgelegt worden. Es geht auf ein
Monitoring-Vorhaben "Funktionelle Lebensmittel" zurück, das auf Be-
schluß der Berichterstatterinnen und Berichterstatter des Ausschusses für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung im September 1998 be-
gonnen wurde. Ziel des Monitoring-Vorhabens "Funktionelle Lebensmittel"
war es, die Thematik unter folgenden Gesichtspunkten aufzuarbeiten und zu
untersuchen:
� Inwieweit werden funktionelle Lebensmittel den Anspruch einlösen kön-

nen, zum Erhalt und zur Steigerung der individuellen Gesundheit und da-
mit zur Verminderung der Kosten im Gesundheitswesen beizutragen?

� In welchem Umfang eröffnen funktionelle Lebensmittel der Lebensmittel-
industrie neue Entwicklungsmöglichkeiten?

� Welche Rahmenbedingungen und Voraussetzungen müssen dafür erfüllt
sein?

� Welcher politische Handlungsbedarf ergibt sich daraus?
� Welche Empfehlungen lassen sich für die weitere Vorgehensweise im

Rahmen von TA-Aktivitäten ableiten?
Die weitere Bearbeitung des Themas wird in das TA-Projekt "Entwick-
lungstendenzen bei Nahrungsmittelangebot und -nachfrage und ihre Fol-
gen" integriert und dort weitergeführt.
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Umweltpolitik mit dem Ziel, eine
nachhaltige, umwelt- und ressourcen-
schonende Wirtschafts- und Lebens-
weise zu realisieren, erfordert politisch
steuernde Eingriffe in Produktion und
Konsum über ordnungsrechtliche wie
auch marktbezogene Maßnahmen
(Umweltauflagen, steuerpolitische In-
strumente, Anreize), die zu veränder-
tem Verhalten von Produzenten und
Verbrauchern und zu neuen Produk-
ten und Produktionsverfahren führen.
Da solche Maßnahmen oft mit höhe-
ren Kosten für Unternehmen und
Verbraucher verbunden sind, wurde
Umweltschutz lange Zeit als Kosten-
faktor angesehen. Daß Umweltschutz
aber auch wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitisch als Innovationsmotor
zu sehen ist, zeigt die wachsende Be-
deutung des internationalen Marktes
für Umwelttechnik (vgl. TAB-Ar-
beitsbericht Nr. 35).

Leitbild nachhaltige Entwicklung

Mit dem Leitbild der nachhaltigen Ent-
wicklung ist der Umweltschutz über
die Nachsorge entstandener Umwelt-
schäden hinaus als wesentlicher Gestal-
tungsfaktor gesellschaftlicher Entwick-
lung angesprochen. Im Kontext der
Globalisierung von Güter- und Ar-
beitsmärkten und der internationalen
Arbeitsteilung gelten nachhaltige Ent-
wicklung und Umweltschutz als rele-
vanter Faktor der Schaffung von Ar-
beitsplätzen.

Für Zusammenhänge zwischen um-
weltpolitischen Maßnahmen und posi-
tiven Beschäftigungswirkungen finden
sich in der Tat theoretische Anhalts-
punkte und zahlreiche empirische Bele-
ge, so z.B. in den von der Wissenschaft
intensiv untersuchten Themenbereichen
"Nachhaltigkeit", "Beschäftigung durch
Innovation" sowie "Umwelt und Inno-
vation". Vielfach erkennbare positive
Beschäftigungseffekte der Umweltpoli-
tik in einzelnen Fallbeispielen lassen
sich allerdings kaum zu einfachen Re-
zepten verdichten. Auch gibt es Indika-
toren, die zu Skepsis Anlaß geben und
eine differenzierte Betrachtungs- und
Herangehensweise ratsam erscheinen
lassen. 

In der ersten Phase des TAB-Projek-
tes geht es daher zunächst darum, in
Form einer Vorstudie den Stand der
Forschung zum Thema aufzuarbeiten
und insbesondere einen vergleichenden
Überblick über Ansätze, Methoden
und Ergebnisse vorliegender Studien zu
den Beschäftigungswirkungen umwelt-
politischer Maßnahmen sowie umwelt-
und ressourcenschonender Innovatio-
nen zu erarbeiten. Ausgewählte inter-
nationale Studien sollen mit einbezogen
werden. Auf der Basis dieser vorläufi-
gen Sichtung der Literatur wird über zu
einem späteren Zeitpunkt in einer
Hauptstudie eventuell vertiefend zu un-
tersuchende Fragen entschieden wer-
den. Die Aufarbeitung des Standes der
Forschung hat das TAB in vier Arbeits-
pakete aufgegliedert, zu denen Gutach-

ten an für die Diskussion um Umwelt-
schutz und Beschäftigung einschlägige
Institute vergeben wurden.

Beschäftigungswirkung von Um-
weltpolitik und Umwelttechnik

Hierzu liegt bereits eine Reihe von Stu-
dien vor, die – ausgehend von unter-
schiedlichen theoretischen Annahmen
und mit unterschiedlichen Modellen
und Methoden – versuchen, die durch
Umweltschutz induzierte Zahl von Ar-
beitsplätzen zu erheben und/oder die
Beschäftigungswirkungen von Umwelt-
schutzmaßnahmen zu prognostizieren.
Hierzu soll eine kritisch kommentie-
rende Übersicht über methodische An-
sätze und Ergebnisse erarbeitet werden.
Zu klären sind insbesondere die metho-
dischen Ursachen unterschiedlicher An-
gaben zu Arbeitsplätzen im Umwelt-
schutz und zum Arbeitsplatzpotential
von Umweltschutzmaßnahmen, um
Defizite der Forschung und Möglich-
keiten einer verbesserten Modellierung
aufzuzeigen.

Die Aufarbeitung der Literatur soll
in eine vergleichende Darstellung vor-
liegender Erhebungen und Prognosen
zu den Arbeitsmarktwirkungen von
Umweltschutzmaßnahmen münden,
differenziert nach
– den zugrundeliegenden Annahmen

und berücksichtigten Rahmenbedin-
gungen (z.B. technologische und de-
mografische Entwicklung, Entwick-
lung der Nachfrage nach ressourcen-
schonenden Dienstleistungen, Pro-
dukten und Verfahren),

– den verschiedenen Instrumenten der
Umweltpolitik (ordnungsrechtliche,
ökonomische und förderpolitische
Instrumente) und

– den unterschiedlichen Branchen und
Sektoren.

Von besonderem Interesse ist eine Dif-
ferenzierung der vorliegenden Ergeb-
nisse nach Art und Qualifikationsni-
veau der durch verschiedene Umwelt-
schutzmaßnahmen entstehenden Ar-
beitsplätze bzw. Berufsbilder und den
sich hieraus ergebenden Anforderungen
an die Ausbildung.

Folgen von Umweltschutz und Ressourcenschonung für Ausbildung, Qualifikation und Beschäftigung

Arbeitsplätze durch Umweltschutz?

Die aktuellen Probleme des Arbeitsmarktes und der Beschäftigungspolitik
sind Folge der wachsenden internationalen Konkurrenz sowie der Rationa-
lisierung von Arbeitsprozessen durch den technischen Fortschritt. Neben
einer Reduktion der Kosten für den Faktor Arbeit wird eine aktive Förde-
rung von Innovationen als Weg zur Lösung der Beschäftigungsprobleme
gesehen. Nachdem Umweltschutz lange Zeit im wesentlichen als Kosten-
faktor galt, werden zunehmend auch umweltpolitische Maßnahmen und
umwelttechnische Innovationen als Mittel zur Schaffung neuer Arbeitsplät-
ze gesehen. In der Diskussion um die ökologische Steuerreform sind Ar-
beitsmarkt- und Umweltpolitik direkt miteinander verzahnt. Das TAB hat
auf Vorschlag der Arbeitsgruppe Forschung und Bildung der SPD-Fraktion
mit der Durchführung eines Projektes zum Thema "Folgen von Umwelt-
schutz und Ressourcenschonung für Ausbildung, Qualifikation und Be-
schäftigung" begonnen, um die umweltpolitischen Möglichkeiten der
Schaffung von Arbeitsplätzen und die entsprechenden Erfordernisse an
Ausbildung und Qualifikation zu untersuchen.
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Dimensionen und Ursachen der Be-
schäftigungskrise

Um die Beschäftigungswirkungen um-
weltpolitischer Maßnahmen zu bewer-
ten, sind die Rahmenbedingungen zu
untersuchen, in dem sich eine aktiv auf
Beschäftigung zielende Umweltpolitik
bewegt. Als Ursachen der gegenwärti-
gen Beschäftigungskrise werden z.B.
die zunehmende internationale Kon-
kurrenz um Märkte, die Kosten des
Faktors Arbeit oder die Rationalisie-
rung durch technischen Fortschritt ge-
handelt. Die verschiedenen theoreti-
schen Ansätze zur Erklärung von Ar-
beitsmarktproblemen und Vorschlägen
zu ihrer Behebung sind zu beleuchten,
wobei umweltökonomische Ansätze
besonders zu beachten sind (z.B. das
Konzept der Ressourcenproduktivität).
Erarbeitet werden soll ein Überblick
über den Stand der Diskussion um die
aktuellen Strukturen sowie die mögli-
che zukünftige Entwicklung des Ar-
beitsmarktes. Hierauf bezogen sollen
Schlüsse hinsichtlich der Potentiale und
Grenzen einer arbeitsmarktpolitisch
orientierten Umweltpolitik gezogen
werden. Besonders beachtet werden
soll dabei die Frage nach den zu erwar-
tenden Qualifikationsmerkmalen neuer
Arbeitsplätze.

Umweltpolitische Instrumente und
Beschäftigungswirkungen 

Ziel dieses Untersuchungsbereiches ist
eine Bewertung der beschäftigungspoli-
tischen Wirksamkeit verschiedener um-
weltpolitischer Instrumente (ordnungs-
rechtliche, ökonomische, förderpoliti-
sche Instrumente, freiwillige Selbstver-
pflichtung). Hierbei soll Bezug genom-
men werden auf die Ergebnisse vorlie-
gender empirischer Untersuchungen
und Prognosen zu den Arbeitsmarkt-
wirkungen von Umweltschutzmaßnah-
men. Im Zentrum steht aber die Dis-
kussion der Reichweite, Grenzen und
spezifischen Wirkungen der verschiede-
nen Instrumente vor dem Hintergrund
von Annahmen aus der ökonomischen
Theorie und von Einsichten aus der Po-
licy Analyse, der Arbeitsmarktfoschung

und inbesondere der Innovationsfor-
schung. 

Konzepte nachhaltiger Entwicklung
und Beschäftigung

Die Diskussion um das Leitbild der
nachhaltigen Entwicklung hat eine Rei-
he von Studien zur Operationalisierung
des Leitbildes für verschiedene gesell-
schaftliche Bedürfnisfelder hervorge-
bracht. Neben dem Aspekt des Um-
welt- und Ressourcenschutzes betonen
solche Studien in der Regel auch die
ökonomische und soziale Dimension
von Nachhaltigkeit und integrieren so
ökologische und ökonomische Aspekte.
Erarbeitet werden soll ein Überblick
über die Ansätze zur Operationalisie-
rung des Leitbildes unter beschäfti-
gungspolitischen Gesichtspunkten: In-
wiefern werden Arbeitsmarktprobleme
und Aspekte der Qualifikation von Ar-
beit in den vorliegenden Studien
berücksichtigt und welche Konzepte
zur Lösung (von eher konventionellen
umweltpolitischen Maßnahmen bis hin
zu neuen Wohlstands- und Arbeitsmo-
dellen) werden vorgelegt? Darüber hin-
aus sollen zwei für die deutsche Dis-
kussion um nachhaltige Entwicklung
wichtige Studien – Enquete-Kommis-
sion "Schutz des Menschen und der
Umwelt" und die "Wuppertal-Studie"
– genauer auf die beschäftigungspoliti-
schen Implikationen der formulierten
Nachhaltigkeitsziele oder -szenarien
untersucht werden.

Die Ergebnisse der Vorstudie wer-
den voraussichtlich im Sommer näch-
sten Jahres vorliegen. Eine Auswertung
der Ergebnisse durch das TAB soll
Aufschluß über die in einer Hauptstu-
die vertiefend zu untersuchenden
Aspekte ergeben.
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Welche negativen gesundheitlichen
Auswirkungen werden durch menschli-
che Eingriffe in die Natur – insbeson-
dere durch anthropogene physikalische,
chemische und biologische Noxen –
hervorgerufen? Hinter dieser Aus-
gangsfrage zum Thema "Umwelt und
Gesundheit" verbergen sich zahllose
Einzelthemen und vor allem Kontro-
versen unterschiedlicher Art. Wissen-
schaftliche Disziplinen und die entspre-
chenden Expertenkulturen, politische
und wirtschaftliche Interessen, Weltbil-
der und Wahrnehmungen prallen hier
aufeinander. Hinter diesen Kontrover-
sen aber stehen Menschen und ihre

konkreten Leidensgeschichten. In die-
sem unübersichtlichen Terrain versucht
der TAB-Bericht, Bewertungskontro-
versen nachvollziehbarer zu machen,
Hinweise für einen besseren Umgang
mit ihnen zu geben und Ansätze für ei-
nen vorsorgenden Gesundheitsschutz zu
beschreiben, der sich nicht nur auf die
Risikoprävention stützt, sondern auch
die Stärkung gesundheitsförderlicher
Lebensbedingungen (Stichwort: Saluto-
genese) umfaßt (s. Abb.). Einige der
Handlungsmöglichkeiten im Rahmen
eines solchen Konzepts, die im Bericht
ausführlich beschrieben sind, sollen im
folgenden kurz wiedergegeben werden.

Aufbau einer umweltbezogenen Ge-
sundheitsberichterstattung

Der Aufbau einer umweltbezogenen
Gesundheitsberichterstattung ist wie-
derholt gefordert worden. Ein zentraler
Ansatzpunkt sollte die bessere Vernet-
zung bzw. Kooperation der unter-
schiedlichen Ressorts (Umwelt, Ge-
sundheit, Verkehr, Forschung usw.) auf
den verschiedenen administrativen Ebe-
nen (Kommune, Bezirk, Land, Bund)
sowie ein intensiverer internationaler
Austausch sein. Zum Teil sollten neue
Daten erhoben werden, teilweise wür-
den aber auch neue, spezifische Ver-
knüpfungen vorhandener Datensätze
ausreichen. Die vorgesehene turnus-
mäßige Durchführung von Umwelt-
und Gesundheitssurveys alle 5-7 Jahre
stellt eine unerläßliche Ausgangsbasis
dar. Zu prüfen bleibt, ob und wie die
Erfassung und Meldung umweltbeein-
flußter Erkrankungen besser gewährlei-
stet werden kann. Von besonderer
Wichtigkeit erscheint darüber hinaus
eine laiengerechte Aufbereitung und
breite Veröffentlichung der Ergebnisse
der Surveys und der Berichterstattung.

Weiterentwicklung und Umsetzung
des Aktionsprogramms "Umwelt
und Gesundheit"

Der gerade vorgelegte "Aktionsplan
Umwelt und Gesundheit" enthält wert-
volle Vorschläge für eine Verbesserung
der Zusammenarbeit im Bereich Ge-
sundheit und Umwelt, behandelt die
Thematik allerdings schwerpunktmäßig
aus pathogenetischer Perspektive. Eine
Erweiterung durch die Integration von
Vorschlägen aus salutogenetischer Per-
spektive bietet sich an, um die beiden
Sektoren auch unter Gesundheitsförde-
rungsaspekten enger miteinander zu
verknüpfen. Die Akteure, Instrumente
und Prozesse zur Stärkung gesund-
heitsförderlicher Lebensbedingungen
sollten konkretisiert werden. Zum an-
deren ist der vorliegende Aktionsplan
"Umwelt und Gesundheit" nun umzu-
setzen – allerdings nicht nur auf der
Ebene der Ministerien und obersten
Bundesbehörden.

Umwelt und Gesundheit

Keine Patentrezepte in Sicht

Umwelt- und Gesundheitspolitik zusammenzuführen und integrativ weiter-
zuentwickeln wird wohl noch lange eine komplexe und mühsame Aufgabe
bleiben. Nach wie vor herrschen im Problemfeld "Umwelt und Gesundheit"
unabgestimmte und kurzfristige Einzelentscheidungen vor, auch wenn auf
internationaler Ebene die Notwendigkeit einer intersektoralen Politik immer
klarer erkannt und formuliert wird. In Deutschland liegt seit Juni dieses
Jahres mit dem Aktionsprogramm "Umwelt und Gesundheit" der Bundes-
regierung ein übergreifender politischer Ansatz vor, der explizit "alle rele-
vanten Gruppen und Institutionen" auffordert, "sich an der Diskussion und
Weiterentwicklung des Programms zu beteiligen und ihren Beitrag zu sei-
ner Umsetzung zu leisten". Eine Ergänzung und Weiterentwicklung stellt
der Abschlußbericht zum TA-Projekt "Umwelt und Gesundheit" dar, der im
Oktober dem Ausschuß für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung vorgelegt worden ist.

Gesundheit und Krankheit im Spannungsfeld
von Salutogenese und Pathogenese

Quelle:nach Eis, D. (1997)
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Partizipation und Dialoge

Die Stärkung partizipativer Elemente
und Verfahren stellt eine wichtige Maß-
nahme zum besseren Umgang mit den
Bewertungskontroversen im Bereich
"Umwelt und Gesundheit" dar. Hand-
lungsmöglichkeiten werden insbeson-
dere in folgenden Bereichen gesehen:
– Verbesserung der Verfahren zur Um-

weltstandardfestsetzung: Die Ziel-
richtung der Verbesserungsvorschlä-
ge des SRU sowie des Aktionspro-
gramms wird durch die Ergebnisse
des vorliegenden Berichts vor allem
in ihrer Betonung der Prozeßhaftig-
keit und der Forderung nach Öff-
nung, Dialog und Partizipation un-
terstützt. Aus diesem Grund ist es
besonders wichtig, diese Elemente
bereits bei der Besetzung zukünfti-
ger Gremien zur Weiterentwicklung
der Standardsetzungsverfahren zu
berücksichtigen. Je unsicherer die
Wissens- und Beurteilungsstände
sind, desto mehr – auch desto müh-
samer – erscheint eine Öffnung der
Verfahren nötig, um zu gesellschaft-
lich vermittelbaren und tragfähigen
Ergebnissen zu kommen.

– Partizipative Verfahren beim Um-
gang mit krankheitsbezogenen Kon-
troversen: Mögliche Ansatzpunkte
sind hier die Einbeziehung von Be-
troffenen in Forschungsprojekten,
der Dialog zwischen verschiedenen
umweltmedizinischen Richtungen
und Akteuren sowie die Entwick-
lung und Nutzung von Mediations-
verfahren für umweltmedizinische
Fragestellungen.

– Dialogverfahren zur Dissensklärung
bei der Ausgestaltung von Präven-
tionsansätzen: Nicht nur bei Einzel-
fragen, sondern auch bei der gesamt-
gesellschaftlichen Auseinanderset-
zung über das Thema "Umwelt und
Gesundheit" besteht ein hoher Be-
darf an dialogischen Verfahren. Das
Ziel sollte sein, die Ursachen für die
jeweiligen Konflikte, für ihre z.T.
hohe emotionale Aufladung und für
die bestehenden Kommunikations-
blockaden transparent zu machen
sowie auf dieser Grundlage Optio-

nen eines sachlich und sozial ange-
messeneren Umgangs mit den zu-
grundeliegenden Problemen auszu-
loten. Dies bezieht sich auf die Pro-
blemfelder des Kausalnachweises,
der Unter- oder Überbewertung von
Gefährdungen und der angemesse-
nen Präventionsstrategien. Von zen-
traler Bedeutung für den potentiellen
Erfolg wird die Neutralität der Trä-
gerschaft möglicher Foren sein.

Förderung sektorübergreifender
Politikansätze

Ein schwerwiegendes Hemmnis für ei-
ne sektorübergreifende Politik ist auf
allen politischen Ebenen die Gliederung
von Politik und Verwaltung in Fachres-
sorts mit ihren engen Zuständigkeiten
und oft starr reglementierten bürokrati-
schen Handlungsroutinen. Handlungs-
optionen werden in folgenden Berei-
chen vorgestellt:
– Schaffung von Organisationsstruktu-

ren für intersektorale Kooperation
durch die Einrichtung einer Koordi-
nierungseinheit "Integrierte Bericht-
erstattung und Gestaltung gesund-
heitsförderlicher Lebensbedingun-
gen" auf Bundesebene, die Schaffung
eines Beirates zur Gesundheitsförde-
rung oder einer Gesundheitsförde-
rungskonferenz auf Bundesebene so-
wie die Einrichtung bzw. Stärkung
von Kooperationsgremien auf Lan-
desebene und kommunaler Ebene.

– Vernetzung von Programmen und
Akteuren z.B. mittels eines Modell-
programms zur Bildung einer Infra-
struktur für intersektorale Koopera-
tion und zur Förderung von Quer-
schnittsprojekten im öffentlichen
Gesundheitsdienst, eines Programms
zur Unterstützung der Beteiligung
von Städten und Gemeinden an in-
ternationalen und nationalen Netz-
werken und Agenda-21-Projekten
oder der Schaffung von Anreizen
und Strukturen für Kommunen mit
lokalen Agenda-21-Prozessen zur
Integration der Gesundheitsförde-
rung.

Ausbau der Qualitätssicherung

In verschiedenen Bereichen des Pro-
blemfeldes "Umwelt und Gesundheit"
sollten in Zukunft Systeme der Qua-
litätssicherung entwickelt und verstärkt
eingesetzt werden, um die Effektivität
in der Problembehandlung zu erhöhen.

Umweltmedizinische Qualitätssi-
cherungssysteme sind erforderlich für
umweltmedizinische Anamnese und
Diagnostik, Erhebung äußerer Exposi-
tionen (Umfeldbegehungen, Umge-

Optionen zur Stärkung gesundheits-
förderlicher Lebensbedingungen:
– Stärkung der Partizipation bei po-

litischen Planungsprozessen: Mög-
lichst frühzeitig sollten bei politi-
schen Projektentscheidungen Pla-
nungs- und Nutzungskonflikte
ausgetragen, ein möglichst breiter
gesellschaftlicher Konsens gesucht
und Aspekte der Gesundheitsför-
derung einbezogen werden.

– Schaffung von Verbindlichkeit und
Legitimation durch mediationsge-
stützte Handlungsplanung: Eine
Möglichkeit wäre, zunächst mittels
Mediationsverfahren und Bürger-
gutachten einen breiten Konsens
aller wichtigen gesellschaftlichen
Gruppen und der Bevölkerung
über das langfristige Globalziel –
nachhaltige und gesundheitsför-
dernde Entwicklung – zu erarbei-
ten. Anschließend sollten verschie-
dene Szenarien zum Erreichen die-
ser Ziele erarbeitet sowie Zwi-
schenziele und Handlungsschritte
konkretisiert werden. Das Ender-
gebnis sollte ein gesellschaftlicher
Grundkonsens über einen Hand-
lungsplan für eine langfristig nach-
haltige und gesundheitsfördernde
Politik sein, der auch bei wech-
selnden politischen Mehrheiten
Bestand haben sollte.

– Qualifikation und Qualitätsent-
wicklung für neue Dialogformen:
Es sollten Qualitätsstandards ent-
wickelt und eingeführt werden,
anhand derer sich politische, ad-
ministrative und partizipative Pla-
nungsprozesse verbessern und
evaluieren lassen.
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bungsmonitoring usw.), Bio-Monito-
ring (Indikation, Probenahme, Labor-
praxis), labormedizinische Untersu-
chungen sowie Therapiewahl und -be-
gleitung. Da es bisher keine etablierten
Qualitätssicherungssysteme gibt, soll-
ten diese entwickelt werden. Eine zen-
trale Voraussetzung für die Etablie-
rung entsprechender Qualitätssiche-
rungssysteme wird sein, daß sich die-
ser Aufwand auch lohnt, d.h. daß die
Finanzierung bzw. Kostenübernahme
für entsprechende Leistungen an die
Einhaltung derartiger Standards ge-
bunden wird.

Qualitätssicherung in der Gesund-
heitsförderung ist ebenfalls noch zu
entwickeln. Diese Aufgabe könnten die
Kooperationsgremien, ein Referenz-
und Transparenz-Zentrum sowie Mo-
dellprogramme übernehmen.

Absicherung der finanziellen und
rechtlichen Basis

Die rechtlichen und finanziellen
Grundlagen für integrierte Programme
der Gesundheitsförderung sind unzu-
reichend. Es fehlt vor allem an Mög-
lichkeiten der Zusammenführung fi-
nanzieller Mittel (Fonds-Lösungen), um
solche gemeinschaftliche Aufgaben fi-
nanzieren zu können. Insgesamt sollte
die Beseitigung von Anwendungsdefizi-
ten bei den bereits bestehenden rechtli-
chen Regelungen deutlich Vorrang vor
Änderungen oder Ergänzungen der
Rechtslandschaft haben. Ausnahmen
sind eine bessere Verankerung der Ge-
sundheitsförderungen in den Landesge-
setzen zum öffentlichen Gesundheits-
dienst sowie eine erhebliche Erweite-
rung der Beteiligungsmöglichkeiten von
Krankenversicherungen an Gemein-
schaftsaufgaben der Gesundheitsförde-
rung und Prävention. Auch die Schaf-
fung von Qualifikationsanreizen für
Beamte und Angestellte im öffentlichen
Dienst und leistungsgerechte Bezah-
lung bei der Übernahme von Quer-
schnittsaufgaben ist in diesem Zusam-
menhang zu nennen.

Forschungsbedarf

Bewertungskontroversen im Problem-
feld "Umwelt und Gesundheit" werden
sich durch einen verbesserten Kenntnis-
stand und vermehrte Forschungsan-
strengungen alleine nicht auflösen las-
sen. Trotzdem sollten besonders aktu-
elle und drängende Wissens- und For-
schungsdefizite möglichst verringert
werden. Hierfür kommen insbesondere
in Betracht:
� Verstärkung und Systematisierung

der Forschung zu Kombinationswir-
kungen,

� Intensivierung der Forschungsan-
strengungen zu neurotoxischen und
psychovegetativen Wirkungen von
Schadstoffbelastungen,

� Entwicklung und Durchführung ei-
nes umfassenden Forschungsprojek-
tes zu Umweltsyndromen, vor allem
Multiple-Chemical-Sensitivity (MCS),

� Initiierung eines Forschungsverbun-
des Umweltpsychologie unter Einbe-
zug sozialwissenschaftlicher und kli-
nischer Disziplinen.

In der Entwicklung der Gesundheits-
förderung war Forschung mit ihren
Konzepten, Fragestellungen und Theo-
riebildungen immer wieder ein wesent-
licher Impulsgeber. Gerade auf der
Ebene der Entwicklung der internatio-
nalen Leitkonzepte nachhaltige Ent-
wicklung und Gesundheitsförderung
waren die wissenschaftliche Problem-
wahrnehmung, ihre öffentliche Reso-
nanz und die Beraterrolle für Poli-
tikvorbereitung und -entwicklung von
erheblicher Bedeutung. Trotzdem be-
stehen nach wie vor erhebliche Defizite
bei der Gesundheitsförderungsforschung.
Es wurden deshalb drei Themen-
schwerpunkte für Forschungsprogram-
me angeregt:
– Gesundheitskonzepte in Bevölke-

rungsgruppen, Wissenschaft, Politik,
Recht und Verwaltung, 

– Salutogenese-Forschung (alltags-
weltliche Gesundheitsbeeinträchti-
gungen, salutogene Ressourcen und
Bewältigungsprozesse, salutogene 

Natur-, Technik- und Umweltge-
staltung; salutogene und nachhaltig-
keitsfördernde Lebensstile),

– handlungsorientierte Analyse kom-
plexer Programme (Akteure, Instru-
mente und Steuerungsmechanismen,
partizipative und diskursive Verfah-
ren der Gestaltung von Lebens- und
Umweltbedingungen).
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Anders als in den USA und zahlreichen
europäischen Ländern ist die Debatte
über die Xenotransplantation in
Deutschland noch recht rudimentär.
Als einen Beitrag zur Intensivierung
der Auseinandersetzung mit der The-
matik hat das TAB vor kurzem den zu-
ständigen Berichterstattern einen Be-
richt vorgelegt (TAB-Arbeitsbericht
Nr. 64). Dieser gibt einen Überblick
zur internationalen, vor allem der (for-
schungs- und gesundheits)politischen
Debatte über Perspektiven und Heraus-
forderungen der Xenotransplantation,
versucht eine Bestandsaufnahme des
aktuellen naturwissenschaftlich-medizi-
nischen Forschungsstandes, umreißt die
Rechtslage in Deutschland sowie zen-
trale ethische Fragen und formuliert auf
dieser Basis Hinweise zum weiteren
wissenschaftlichen, politischen und ge-
sellschaftlichen Diskussions- und Hand-
lungsbedarf.

Es erscheint wünschenswert, daß ein
Meinungsbildungsprozeß in Gang
kommt, in dem Lösungen für die anste-
henden Probleme erörtert werden.

Wissenschaft

Die Wissenschaftsgemeinschaft sollte
sich baldigst einer umfassenden Über-
prüfung und Bewertung des For-
schungs- und Entwicklungsstandes an-
nehmen, die fach- und professionsge-
bundene Einzelperspektiven übergrei-
fend integrieren. Angesichts des nach
wie vor bestehenden immensen For-
schungsbedarfs zur Abstoßung, zur
Physiologie und zur Infektionsgefahr
drängt sich die Frage nach alternativen
Forschungsstrategien (z.B. künstliche

bzw. bioartifizielle Organe) mit mögli-
cherweise geringeren Risiken auf. Dar-
über hinaus müßte ein zentrales Thema
der Forschung die möglichen Auswir-
kungen der Implementierung der
Xenotransplantation auf das bestehende
Transplantationssystem sein. Dieser
Aspekt erscheint bislang – vergleichbar
dem der rechtswissenschaftlichen Auf-
arbeitung der Materie – unzureichend
behandelt.

Politik

Die Politik ist aufgerufen, dem Beispiel
anderer Staaten und der Empfehlung
nahezu aller relevanten Stellungnahmen
im Ausland folgend, für die Xenotrans-
plantation eine angemessene Regulie-
rungsstrategie zu entwerfen und umzu-
setzen. Neben einer Neubewertung der
öffentlichen Forschungsförderung be-
dürfen vor allem die rechtlichen Rah-
menbedingungen einer gründlichen
Überprüfung. Eine Prüfung des Rege-
lungsbedarfs für bzw. durch den deut-
schen Gesetzgeber kann sich auf die
Modelle und die Erfahrung in anderen
Ländern stützen.

Vorrangig und bald zu klären ist, ob
eine vorläufige Regulierungsinstanz ge-
schaffen werden sollte. Dann wäre zu
prüfen, wie ein solches Gremium zu-
sammengesetzt und rechtlich sowie in-
stitutionell eingebunden werden soll.
Schließlich ist die Beantwortung der
Frage nach einem Moratorium (wie es
z.B. im Januar dieses Jahres vom Euro-
parat gefordert worden ist) anhängig.
Ein Moratorium wäre die Konsequenz
aus der wissenschaftlich kaum umstrit-
tenen Einschätzung, daß es solange zu

früh für klinische Versuche ist, bis die
Sicherheitsprobleme der Xenotrans-
plantation gelöst sind.

Gesellschaft

Die Gesellschaft als Ganzes ist gefor-
dert, eine ethische Abwägung des mög-
lichen Nutzens und des möglichen
Schadens der Xenotransplantation zu
leisten und entsprechend gesellschaft-
lich verträgliche, zumindest akzeptable
Lösungen für die anstehenden Proble-
me zu entwickeln. Das wahrscheinlich
noch vorhandene "Zeitpolster" bis zu
einer ersten klinischen Anwendung der
Xenotransplantation sollte zur Initiie-
rung eines umfassenden gesamtgesell-
schaftlichen Meinungsbildungsprozesses
genutzt werden. Angesichts der doch
erheblichen Folgenpotentiale, die mit
einer Nutzung der Xenotransplantation
für die ganze Gesellschaft verbunden
sind, ist der Deutsche Bundestag in be-
sonderem Maße aufgerufen und geeig-
net, eine solche Debatte möglicherweise
anzustoßen, in jedem Fall aber mitzu-
gestalten.

Xenotransplantation

Eine öffentliche Diskussion anstoßen

Neue Stellungnahmen aus den USA, aus Großbritannien und Frankreich
sowie eine Wortmeldung von der Bundesärztekammer zur Xenotransplan-
tation haben mittlerweile in Ansätzen zu einer öffentlichen Diskussion ge-
führt. Sie ist dabei nicht frei von Widersprüchen. Während der Wissen-
schaftliche Beirat der Bundesärztekammer Mitte Juli noch resümierte, "daß
derzeit die Voraussetzungen für eine hinreichend risikoarme Durchführung
von Xenotransplantationen noch nicht gegeben sind", wurde eine Studie
zu den Infektionsrisiken, die Ende August in der hochangesehenen Zeit-
schrift "Science" publiziert worden ist, in der Presse teilweise als entschei-
dender Durchbruch bei der Beurteilung der biologischen Sicherheit darge-
stellt – ganz im Gegensatz zur sehr zurückhaltenden Kommentierung in
"Science" selbst.
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Kurz vor der Ministerratsentscheidung
wurde das TAB auf einen Vorschlag aus
dem Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten hin beauftragt,
den Sachstand zur Risikoabschätzung
und zum Nachzulassungs-Monitoring
transgener Pflanzen im Rahmen eines
Monitoring-Vorhabens zu erheben und
darüber zu berichten.

Zur aktuellen Situation

Während der Anbau von gentechnisch
veränderten Sojabohnen, Mais, Raps
und Baumwolle insbesondere in den
USA und Kanada erhebliche Anteile an
der Anbaufläche erreicht hat, ist er in
Europa nach wie vor vernachlässigbar.
In der EU wurden bis November 1999
1.358 Freisetzungen insbesondere mit
Mais, Raps, Zuckerrüben, Kartoffeln,
Tomaten und Tabak beantragt. Ein er-
folgreicher Abschluß der Versuchspha-
se der Freisetzung ist Voraussetzung für
die Marktzulassung von Produkten, die
gentechnisch veränderte Organismen
enthalten. 35 Anträge wurden in der
EU sind bislang auf ein entsprechendes
Inverkehrbringen gestellt. Ein kom-
merzieller Anbau gentechnisch verän-
derter Nutzpflanzen erfolgte bisher nur
in sehr begrenztem Umfang in Spanien,
Frankreich und Deutschland (vor allem
20.000 ha Bt-Mais 1998 in Spanien).
Neben der gentechnischen Zulassung
ist zusätzlich eine Zulassung als Sorte
nach dem Saatgutverkehrsgesetz not-
wendig.

Unterschiedliche Risikowahr-
nehmungen

Mit der Freisetzungs-Richtlinie (90/220/
EWG) besteht in der EU ein gemeinsa-
mer Rechtsrahmen für Freisetzung und

Inverkehrbringen gentechnisch verän-
derter Organismen. In den Mitglieds-
staaten haben sich aber unterschiedliche
Interpretationen und Handhabungen
herausgebildet, insbesondere auf der
Basis unterschiedlicher Risikoeinschät-
zungen. Dabei ist zu nationalen Allein-
gängen gegen EU-Entscheidungen (z.B.
Österreich und Luxemburg bei Bt-
Mais) gekommen. Seit April 1998
konnte keine EU-weite Zulassung mehr
erteilt werden, weil die notwendigen
Mehrheiten in den zuständigen Aus-
schüssen nicht zustande kamen. Für
den landwirtschaftlichen Anbau gen-
technisch veränderter Pflanzen bestehen
in Dänemark, Frankreich, Griechen-
land und Großbritannien De-facto-
Moratorien.

Zunehmend wird ein Nachzulas-
sungs-Monitoring gefordert bzw. disku-
tiert, d.h. eine ökologische Langzeitbe-
obachtung von gentechnisch veränder-
ten Pflanzen nach ihrer Marktzulassung.
Darin wird eine Möglichkeit gesehen,
die Daten- und Bewertungsgrundlagen
für Risikoabschätzungen zu verbessern,
noch unerkannte Risiken frühzeitig er-
kennen sowie getroffene Entscheidun-
gen ggf. korrigieren zu können. Nach-
dem sich das Umweltbundesamt seit
Jahren mit der Konzeptentwicklung für
ein Nachzulassungs-Monitoring be-
schäftigt, haben sich 1998 sowohl der
Rat von Sachverständigen für Umwelt-
fragen als auch die Umweltministerkon-
ferenz für eine Langzeitbeobachtung
ausgesprochen. Auch die Pflanzenzüch-
ter sind im September 1999, vertreten
durch den Bundesverband BDP, die
Deutsche Industrievereinigung Biotech-
nologie (DIB) und den Industriever-
band Agrar (IVA), mit einem Vorschlag
an die Öffentlichkeit getreten.

Aufgabenstellung

Aufgabe dieses Monitoring-Vorhabens
(Laufzeit bis Sommer 2000) ist aus-
drücklich nicht die Gewinnung neuer
Erkenntnisse oder die Bewertung der
biologischen Sicherheit transgener
Pflanzen, sondern eine Auswertung und
Aufbereitung vorliegender Dokumente.

Ziel ist deshalb, den Stand der Risi-
kodiskussion und der Sicherheitsfor-
schung sowie der Handhabung der ein-
schlägigen Regelungen und Verfahren
strukturiert darzustellen und die ent-
sprechenden Handlungsoptionen her-
auszuarbeiten. Auf der Grundlage meh-
rerer Gutachten soll die Informations-
basis für den Abschlußbericht durch ei-
ne intensive Kommentierung durch
Vertreter der verschiedenen Akteure
geprüft und ergänzt werden, um eine
ausgewogene und umfassende Bericht-
erstattung zu gewährleisten.

Risikoabschätzung und Nachzulassungs-Monitoring transgener Pflanzen

Perspektiven der Regulierung

Für Ratten schwerverdauliche Schneeglöckchen-Gene in Kartoffeln? Tod-
bringender "Gen-Mais" für den beliebtesten unter den US-amerikanischen
Schmetterlingen, den Monarch-Falter? Die Wogen der Diskussion um die
Risiken transgener Pflanzen gingen wieder einmal hoch im vergangenen
Jahr. Vorläufiger Gipfel der Entwicklung: die Verhängung eines De-facto-
Moratoriums unbestimmter Dauer durch den EU-Umweltministerrat Ende
Juni, das vermutlich an die anstehende Novellierung der Freisetzungsricht-
linie (90/220/EWG) gebunden sein wird. Und die amerikanischen Bauern,
auf deren Feldern in großem Stil gentechnisch veränderte Sorten ange-
pflanzt werden, bekommen Sorge um ihre Absatzmärkte in Europa.
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Die Schweiz und die Kernenergie

Spätestens seit den Unfällen von Three
Miles Island (USA, 1979) und von
Tschernobyl (Ukraine, 1986) ist auch
die Schweizer Energiedebatte von Ex-
tremen geprägt: Auf der einen Seite
drängen Wirtschaftsvertreter darauf, die
Schweiz auch in Zukunft mit Kernener-
gie zu versorgen (z.Z. rund 40% der ge-
samten Stromproduktion in fünf Atom-
kraftwerken), auf der anderen Seite leh-
nen beispielsweise Umweltorganisatio-
nen eine Technik grundsätzlich ab, de-
ren Beherrschbarkeit sie anzweifeln, die
kommenden Generationen eine schwe-
re Hypothek in Form radioaktiver Ab-
fälle aufbürdet und deren militärisches
Missbrauchspotential sehr hoch ist.
Diese gegensätzlichen Einschätzungen
spiegeln sich auch in der Energiepolitik
wider: So stimmten 1990 die Schweizer
der Initiative "Stopp dem Atomkraft-
werkbau" (Moratoriumsinitiative) zu
und lehnten zugleich die Volksinitiative
"Für den Ausstieg aus der Kernener-
gie" ab.

Neue Weichen stellen?

Die Denkpause, die mit der Moratori-
umsinitiative ausgehandelt wurde, geht
im September 2000 zu Ende.

Der Entscheidungsdruck steigt auch
durch die Neuausrichtung der Energie-
wirtschaft. Mit der Liberalisierung
fallen die Monopole der Schweizer
Elektrizitätsgesellschaften. Mit dem
Elektrizitätsmarktgesetz versucht der
Bundesrat, Leitplanken für die Öff-
nung des schweizerischen Strommark-
tes zu setzen, um zu verhindern, daß
die Erweiterung des wirtschaftlichen
Spielraums einseitig zu Lasten der en-
ergie- und umweltpolitischen Ziele
geht.

In der Schweizer Energiepolitik ste-
hen also auf absehbare Zeit weitrei-
chende Entschlüsse an. Dabei könnten

auch fortgeschrittene Nuklearsysteme
eine Rolle spielen.

Neue Reaktortypen 

Der aktuelle Bericht des Schweizer
Wissenschaftsrates zu fortgeschrittenen
nuklearen Systemen soll eine Grundla-
ge für eine ausgewogene und fundierte
Gestaltung der energiepolitischen Zu-
kunft der Schweiz sein. Die Übersichts-
studie nimmt keine abschliessende Be-
urteilung neuer Reaktortypen vor, son-
dern versteht sich allenfalls als ein erster
Schritt dazu. Sie beruht zu einem we-
sentlichen Teil auf Angaben, die von
den Entwicklern und den Herstellern
der entsprechenden Reaktortypen ver-
öffentlicht wurden und die bis jetzt nur
selten von unabhängiger Stelle über-
prüft werden konnten. Daneben wur-
den – soweit vorhanden – entsprechen-
de Review- und TA-Studien, politikbe-
ratende Reports, Stellungnahmen von
Experten sowie Fachliteratur und ande-
re aussagekräftigen Quellen berück-
sichtigt. Die Studie liefert damit einen
Überblick über den heute vorliegenden
Kenntnisstand und entwickelt Kriterien
für eine künftige Beurteilung fortge-
schrittener nuklearer Systeme.

Für die TA-Studie wurden knapp
sechzig fortgeschrittene nukleare Syste-
me untersucht und repräsentativ elf Re-
aktorkonzepte ausgewählt (s. Tabelle),
die in acht Gruppen von Reaktortypen
eingeteilt werden können. An diesen
lassen sich die wichtigsten Problem-
kreise und technischen Neuerungen il-
lustrieren. Bei der Betrachtung der fort-
geschrittenen Systeme wird der Frage
nachgegangen, ob sie hinsichtlich 
� der Sicherheit,
� der Menge und Radiotoxizität nu-

klearer Abfälle und
� dem Risiko, für die Produktion und

Weiterentwicklung von Atomwaffen
verwendet werden zu können (Proli-
ferationsrisiko),

wesentliche Verbesserungen gegenüber
heute gebräuchlicher Nukleartechnolo-
gie erhoffen lassen. Auch wurden Fra-
gen der Brennstoffversorgung, nach
ökonomischen Aspekten, nach neuen
Einsatzmöglichkeiten und dem Grad
der Realisierung als Betrachtungsa-
spekte diskutiert. Die elf repräsentati-
ven Reaktorkonzepte werden mit je-
nem Atomreaktor-Typ verglichen, der
gegenwärtig weltweit am häufigsten
eingesetzt wird: dem Druckwasserre-
aktor.

Abwägen der Vor- und Nachteile

Der Bericht macht deutlich, daß bei je-
dem Reaktortyp Vor- und Nachteile ge-
geneinander abgewogen werden müs-
sen. Denn Vorteile in einem Bereich (et-
wa bei der Möglichkeit, dank Wieder-
aufarbeitung neuen Brennstoff zu er-
halten und den atomaren Abfall zu
mindern) werden oftmals durch Nach-
teile in einem anderen (zum Beispiel ei-
nem erhöhten Proliferationsrisiko) rela-
tiviert. Welchem Konzept letztlich die
größten Realisierungschancen zuge-
standen werden können, wird also stark
davon abhängen, welche Kriterien wie
stark in der Gesellschaft gewichtet wer-
den. Wesentliche Aussagen im Bericht
sind:
� Große qualitative Sprünge in der Si-

cherheit der Reaktoranlagen sind bei
den evolutionären Spaltreaktoren
nicht zu erwarten. Wesentliche Ver-
besserungen sind bei einigen anderen
fortgeschrittenen Spaltreaktoren ab-
sehbar, aber der Nachweis steht noch
aus, daß diese Systeme künftig auch
sicher betrieben werden können.
Unter dem Aspekt der Sicherheit er-
scheinen ausgerechnet jene Systeme
am vielversprechendsten, deren Rea-
lisierung noch am weitesten in der
Ferne liegt (z.B. Kernfusion)

� Die Probleme der Entsorgung des
atomaren Abfalls werden bei keinem
der betrachteten Systeme in dem Sin-
ne gelöst, daß auf ein sicheres Endla-
ger verzichtet werden könnte. Die
sog. beschleunigergetriebenen Syste-
me bieten den weitreichendsten An-
satz, weil mit ihnen eine einschnei-

Kriterien für eine künftige Beurteilung fortgeschrittener nuklearer Systeme

Schweizer TA-Studie zu fortgeschrittenen
Nuklearsystemen
Das Programm für Technologiefolgen-Abschätzung (TA-Programm) des
Schweizerischen Wissenschaftsrates hat einen Bericht erstellt, der einen
Überblick über den derzeitigen Stand der Kenntnisse zu fortgeschrittenen
nuklearen Systemen gibt. Die zentralen Aussagen dieses Berichtes werden
im folgenden Beitrag wiedergegeben.
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dende Minderung der Lagerungs-
zeiträume angestrebt wird und weil
sie damit in der Lage wären, bereits
angefallene atomare Rückstände zu
verarbeiten. Allerdings sind diese
Konzepte auf eine umfangreiche
Wiederaufbereitung angewiesen. Die
Fusion könnte zumindest zu einer
erheblichen qualitativen Reduktion
der anfallenden nuklearen Abfälle im
Vergleich zu konventionellen Spalt-
reaktoren führen, falls eine entspre-
chende Auslegung der Anlagen mög-
lich werden sollte.

� Die Proliferationsproblematik schliess-
lich bliebe auch bei Einführung der

betrachteten fortgeschrittenen Nu-
klearsysteme größtenteils bestehen.
Die Attraktivität von beschleuniger-
getriebenen Systemen im Hinblick
auf die angestrebte Proliferationsre-
sistenz hängt von einer Fülle offener
Fragen im Bereich der Wiederaufar-
beitung von Brennstoffen ab. Aller-
dings könnten mit Beschleunigerein-
richtungen kernwaffentaugliche Stof-
fe hergestellt werden. Die Deuteri-
um-Tritium-Fusion wiederum ver-
lagert die Proliferationsproblematik
von Plutonium auf Tritium, das na-
mentlich bei fortgeschrittenen Atom-
waffenkonzepten von Bedeutung ist.

Der Bericht verdeutlicht, daß ein tech-
nologischer Durchbruch, der gleichzei-
tig Lösungen für alle drei hier benannten
Schlüsselfragen anbietet, nicht zu erwar-
ten ist. Am ehesten denkbar wäre dies
für die Kern-Fusion. Für die beschleuni-
gergetriebenen Systeme erscheint es
noch verfrüht, eindeutige Aussagen über
realistische Potentiale zu wagen.

Für einen offenen Dialog

Der Bericht schließt mit dem Hinweis,
daß im Hinblick auf eine Gesamtbeur-
teilung fortgeschrittener Reaktortypen
zur Zeit noch erhebliche Wissenslücken
bestehen. Weitere technische Abklärun-
gen und vorausschauende Untersu-
chungen der Technikfolgen wären hilf-
reich. Diese sind als Prozess zu sehen,
der auf Erfahrungen mit bereits existie-
render Technologien aufbaut und den
Fortgang von Forschung und Entwick-
lung mit einbezieht. Die Ergebnisse sol-
cher zukunftsgerichteter TA-Untersu-
chungen können auch in die Ausgestal-
tung entsprechender Forschungspro-
jekte eingehen und damit weitere be-
gleitende TA-Untersuchungen auslö-
sen. Deutlich wird, daß technische Ab-
klärungen eine wichtige Grundlage
sind, um über die künftige Energiepoli-
tik (der Schweiz) befinden zu können;
sie allein können indes nicht ausreichen.
Es wird Aufgabe der Entscheidungsträ-
ger und nicht zuletzt der Bürgerinnen
und Bürger der Schweiz sein, die Vor-
und Nachteile der einzelnen Optionen
gegeneinander abzuwägen und sich auf
die Prioriäten zu einigen, die bei einer
nachhaltigen und zukunftsfähigen
Stromversorgung gesetzt werden sollen.

Kontakt: 

Dr. Lucienne Rey
Tel.: 0041-31-3241942
Fax: 0041-31-3233659
email: lucienne.rey@swr.admin.ch
Technology Assessment
Schweizer Wissenschaftsrat (SWR)
Inselgasse 1

CH-3003 Bern

Exemplarisch betrachtete Reaktorkonzepte

Reaktortyp Betrachtete Reaktorkonzepte denkbarer Reali-
sierungszeitraum

Evolutionäre Leichtwasser- Europäischer Druckwasser- zirka 5 Jahre
reaktoren (LWR) reaktor EPR (Kooperation von
hoher Leistung Siemens Deutschland und 

Framatome Frankreich.)

Fortgeschrittene Leicht- und Advanced Passive 2 bis 5 Jahre
Schwerwasserreaktoren Druckwassereaktor AP 600
mittlerer Leistung (Westinghouse, USA)

CANadian Deuterium Uranium über 5 Jahre
CANDU 3 (Atomic Energy of 
Canada, Kanada)

Innovative Reaktoren Process Inherent Ultimate offen, mehr als
Safety-Reaktor PIUS 10 Jahre
(ABB Atom, Schweden; United
Engineers & Constructors)

Hochtemperatur-Modul offen, mehr als
HTR-Modul (Siemens ABB) 10 Jahre

Flüssigmetallgekühlte Reaktoren Power Reactor Inherently Safe offen, mehr als
(Liquid Metal Reactor - LMR) Modul PRISM 10 Jahre

(General Electric, USA)

Heizreaktoren Gasgekühlter Heizreaktor GHR offen, mehr als
(ABB Siemens, Deutschland/ 10 Jahre
Schweiz)

Weitere Konzeptvorschläge Radkowsky-Thorium-Reaktor weniger als 5 Jahre
Spaltreaktoren RTR (USA)

Beschleunigrgetriebene Systeme Energy Amplifier EA oder umstritten,
(Hybride Systeme) Rubbiatron (CERN) 15 bis 20 Jahre

Accelerator-driven Transmutation 20 bis 30 Jahre
of Waste ATW (National 
Laboratory Los Alamos)

Fusion Internationaler Thermonuklearer 40 bis 50 Jahre
Experimentalreaktor TER
(Europa)
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Zielsetzung des ITA-Projektes

Am Institut für Technikfolgenabschät-
zung der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften in Wien (ITA) wer-
den von einer Arbeitsgruppe um Dr.
Michael Nentwich jene Veränderungen,
die sich in den Wissenschaften aufgrund
des verstärkten Einsatzes von Informa-
tions- und Kommunikationstechnolo-
gien abzeichnen, im Rahmen eines TA-
Projektes analysiert. Das Projekt hat
sich zum Ziel gesetzt, über die schon
heute festzustellenden, inkrementellen
Änderungen im Wissenschaftsbetrieb
hinaus mögliche bzw. wahrscheinliche
zukünftige Entwicklungen zu antizipie-
ren und einzuschätzen. Koexistieren
doch geradezu messianische, technik-
euphorische Plädoyers auf der einen
Seite und große Skepsis sowie sogar ei-
ne Tendenz zur Computer-Verweige-
rung bei manchen WissenschaftlerInnen
auf der anderen Seite. Angesichts des-
sen ist eine kritische Evaluierung und
vorsichtige Extrapolation bestehender
Trends angebracht.

Fragestellungen

Ein erstes systematisches Screening des
Wissenschaftsbetriebs hat bereits deut-
lich gemacht, daß sowohl sein organisa-
torischer Rahmen wie auch die Wissens-
produktion (Informationsbeschaffung,
Datengewinnung und Datenverwal-
tung, Informationsverarbeitung, Ergeb-
nisdarstellung), ferner die Formen der
wissenschaftlichen Kommunikation
(Kooperation, Diskursformen, Veröf-
fentlichungswesen) und schließlich

auch die Wissensvermittlung (Lehre)
von den hier unter dem Stichwort
Cyberscience zusammengefaßten Ent-
wicklungen direkt betroffen sind. Im
Laufe des Projekts sollen einige Berei-
che des Wissenschaftsbetriebs herausge-
nommen und einer intensiven Untersu-
chung zugeführt werden, wobei folgen-
de Fragen im Zentrum stehen:
� Sind die beobachteten Veränderung

qualitativer Natur? Mit anderen
Worten: Betreffen sie nicht nur
quantitative Aspekte wie etwa die
Publikationsgeschwindigkeit und 
-menge? Qualitative Veränderungen
im hier gemeinten Sinn wären etwa
strukturelle Wandlungen im organi-
satorischen Umfeld, in dem Wissen-
schaft betrieben wird, ebenso wie
grundlegende Veränderungen in
Hinblick auf die Rollen, die von den
verschiedenen Akteuren des Wissen-
schaftssystems eingenommen wer-
den, oder jene, die die Spezifika der
wissenschaftlichen Kommunikation
bzw. des Prozessierens wissenschaft-
licher Erkenntnisse (Arbeitsweisen)
betreffen. Eine fundamentale quali-
tative Veränderung wären schließlich
Verschiebungen in den Inhalten des-
sen, was überhaupt erforscht wird.

� Haben die neuen Anwendungen das
Potential, die eher traditionellen
Formen wissenschaftlichen Arbei-
tens, Kommunizierens und Publizie-
rens zu ersetzen oder lediglich er-
gänzen? Welche Faktoren beeinflus-
sen diesen Prozeß?

� Wie können die offenkundigen raum-
zeitlichen Unterschiede in den ver-
schiedenen wissenschaftlichen Dis-

ziplinen (so sind die Veränderungen
in den Naturwissenschaften z.T.
schon viel weiter gediehen als in den
Geisteswissenschaften) erklärt wer-
den?

� Welche Konsequenzen sind daraus
für die Wissenschafts- und For-
schungspolitik zu ziehen?

Durch Aufarbeitung der einschlägigen
Literatur aus verschiedenen Disziplinen
(Wissenschaftssoziologie, Bibliotheks-
wissenschaften, Internetökonomie,
Kommunikationswissenschaft etc.) und
empirische Erhebungen (Interviewseri-
en, technische Marktanalyse, Experten-
workshop, Softwareexperimente) sollen
diese Leitfragen in folgenden Untersu-
chungsfeldern genauer analysiert wer-
den:

"Collaboratories und Groupware"

Die Cyberscience-Anwendungen wer-
den voraussichtlich Auswirkungen auf
die räumliche Verteilung und infra-
strukturelle Ausstattung von Wissen-
schaft haben. Rein technisch gesehen
ist das virtuelle Institut und Labor
(sog. "collaboratories") bereits heute
möglich, also Forschungseinrichtun-
gen, die keine oder nur mehr eine sehr
kleine physische Basis haben und so
organisiert sind, daß die wissenschaftli-
che Arbeitenden nicht mehr, wie bis-
lang üblich, vor Ort anwesend, son-
dern über elektronische Netzwerke
verbunden sind. Voraussetzung für die-
se Zukunftsvision sind digitale Biblio-
theken, die im wesentlichen aus viel
Speicherplatz und einem Internetan-
schluß bestehen und auf deren Bestän-
de weltweit zugegriffen werden kann,
aber auch Software, die die Zusammen-
arbeit der WissenschaftlerInnen über
Raum und Zeit effizient unterstützt
(sog. "groupware"), und elektronische
Konferenzen, zu denen die Forschen-
den nicht reisen müssen, sondern an
denen sie über ihren PC am Arbeits-
platz teilnehmen.

Virtuelle Bibliotheken

Des weiteren sind nachhaltige Einflüsse
auf die zukünftige Rollenverteilung im

Wirkungen neuer Informations- und Kommunikationstechnologien

Cyberscience: Die Wissenschaft im Zeitalter
der I&K-Technologien
Auch der Wissenschaftsbetrieb bleibt von den Auswirkungen neuer Infor-
mationstechnik nicht unbeeinflußt. Textverarbeitung auf dem PC, elektroni-
sche Post (E-mail), elektronisches Publizieren und online-Datenbanken sind
nur einige Begriffe, die die bereits jetzt eingeleitete Veränderung des Kom-
munikationsverhaltens in der Wissenschaft charakterisieren. Doch das ist
aller Voraussicht nach erst der bescheidene Anfang, denn schon jetzt kündi-
gen sich einige weitere Entwicklungen an: virtuelle Workshops, online-Be-
gutachtung von Texten, "intelligente Suchagenten", global vernetzte Daten-
banken, digitale Bibliotheken, "hypertextuelle Zettelkästen" usw. Noch be-
finden wir uns in einem teilweise experimentellen Stadium, aber es ist be-
reits abzusehen, daß sich nicht nur das Verlags- und Bibliothekswesen, son-
dern auch der Wissenschaftsbetrieb im allgemeinen und die wissenschaftli-
che Kommunikation im besonderen nachhaltig verändern werden.
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Wissenschaftsbetrieb zu erwarten. Ins-
besondere die Rolle der wissenschaftli-
chen Bibliotheken ist im Wandel begrif-
fen (vom "librarian" zum "cybrarian"):
Vor allem sind in einem verstärkten
Ausmaß über Standard-Computer-
kenntnisse hinaus Fähigkeiten im Um-
gang mit globalen online-Datenbanken
und im "chaotischen" Internet notwen-
dig, da die wissenschaftlichen Quellen
zunehmend in digitaler Form vorliegen
und nicht mehr in traditioneller Form,
also im Bücherregal verwaltet werden
können. Aber auch die Rolle der Verla-
ge ist in Veränderung begriffen, da diese
im Zeitalter des – relativ billigeren und
der verstärkt direkt von der Wissen-
schaft selbst wahrgenommen – elektro-
nischen Publizierens einen neuen Platz
im Dreieck Bibliothek-Wissenschaft-
Verlag finden müssen. Auch und in er-
ster Linie verändern sich die Anforde-
rungen an die einzelnen Wissenschaftler-
Innen, sind doch praktisch alle Phasen
des wissenschaftlichen Arbeitsprozesses
durch die neuen Medien mehr oder we-
niger geprägt. Letztlich könnte dies zur
Ausdifferenzierung neuer Berufsrollen,
wie der des "scientific information bro-
ker" führen.

"Elektronisches Papier"

Aufgrund der fortschreitenden Elektro-
nisierung der Textproduktion stellen
sich spannende Fragen im Zusammen-
hang mit der Wissensrepräsentation.
Liegt die Zukunft der Präsentation wis-
senschaftlicher Ergebnisse statt auf
Papier im elektronischen Raum? Gera-
de jüngste Entwicklungen im Bereich
der Bildschirmtechnologie (Stichwort:
"elektronisches Papier") eröffnen die
Möglichkeit, digitale Texte völlig orts-
unabhängig und trotzdem mit einer
dem Papier vergleichbaren Qualität zu
lesen und zu bearbeiten. Die Digitali-
sierung der Textproduktion führt aber
auch noch zu über den Wandel des Me-
diums hinausgehende Entwicklungen.
Möglicherweise wird wissenschaftliches
Wissen in Zukunft statt in linearen Tex-
ten in sogenannten "Hypertexten", also
intern und extern durch per "Maus-
klick" zu aktivierenden "Sprungmar-

ken" verknüpfte, modularisierte Texte,
eventuell in Multimediaqualität präsen-
tiert. Gerade die Möglichkeit der exter-
nen Verknüpfung bringt nicht nur
schreib- und lese-ökonomische Vortei-
le, sondern könnte letztlich zu einem
neuen Modell der Wissens(re)präsenta-
tion in Form von dezentralen Wissens-
datenbanken anstatt von Büchern und
papierenen Dokumenten führen.

Zukunft des Veröffentlichungswesen

Das Internet bietet interessante neue
Möglichkeiten, die parallel zu bzw. so-
gar noch vor den Verlagen auch von
nicht-kommerziellen Akteuren ent-
deckt wurden. Es stellt sich die Frage,
wie der sich abzeichnende Kampf um
die Leserschaft ausgehen und wie sich
dieser Eckpfeiler des Wissenschaftsbe-
triebs weiterentwickeln wird. Wie oben
bereits angedeutet, ist das Publizieren
im World Wide Web verhältnismäßig
kostengünstig, und das dazu notwendi-
ge Know-How ist ohnehin in den For-
schungseinrichtungen selbst entwickelt
worden. Aufgrund der zunehmenden
Auslagerung von ehemals verlagstypi-
schen Tätigkeiten in die wissenschaftli-
chen Sekretariate bzw. überhaupt zu
den WissenschafterInnen selbst, ist es
dort auch in großem Ausmaß vorhan-
den. Wenig spricht daher gegen einen
Wandel des Publikationssystems weg
von den kommerziellen Verlagen und
hin zu den Universitäten und For-
schungseinrichtungen.

Qualitätskontrollsysteme

Eng damit verknüpft ist die Zukunft
der Qualitätskontrollsysteme im Zeital-
ter der Cyberscience zu diskutieren.
Gerade die vereinfachten Möglichkei-
ten der Veröffentlichung im elektroni-
schen Raum läßt Befürchtungen be-
rechtigt erscheinen, daß die traditionel-
len Systeme der Qualitätssicherung um-
gangen werden können. So sind die in
manchen Disziplinen eingerichteten
Preprint-Server - das sind elektronische
Arbeitspapierarchive - sowohl bei Au-
torInnen als auch bei den LeserInnen
äußerst beliebt, obwohl keine Begut-

achtung im herkömmlichen Sinne statt-
findet. Andererseits werden aber auch
neue Formen der Qualitätskontrolle
möglich, etwa die elektronisch effizient
gestützten offenen Begutachtungssyste-
me unter Beteiligung der fachspezifi-
schen Community.

Virtuelle Universität

Der Einzug von Multimedia und Inter-
net scheint zudem das Arbeitsumfeld
der WissenschaftlerInnen als Lehrper-
sonal entscheidend zu verändern. Di-
stance- oder Telelearning, also die
Durchführung von kompletten Lehr-
veranstaltungen ohne periodische An-
wesenheit von Lehrenden und Studie-
renden an einem gemeinsamen Ort,
wird schon heute immer häufiger an et-
lichen Hochschulen praktiziert. Auf-
grund der zum Teil großen Anforde-
rungen bei der Aufbereitung von Leh-
rinhalten für den Einsatz im digitalen
Raum ist mit einer Spezialisierung nicht
nur einzelner Mitglieder des Lehrkör-
pers, sondern auch interuniversitär zu
rechnen. Das ITA geht der Frage nach,
inwieweit der Wandel zur "virtuellen
Universität" auf die Wissenschaft rück-
wirkt, etwa vor dem Hintergrund des
Paradigmas von der "Einheit von For-
schung und Lehre".

Näheres zum Cyberscience-Projekt
findet sich auf der unten angegebenen
Homepage des ITA sowie in einem aus-
führlichen Arbeitspapier, das von Mich-
ael Nentwich als Workingpaper des
Max-Planck-Instituts für Gesellschafts-
forschung in Köln mit der Nummer
99/6 veröffentlicht wurde:
http://www.mpi-fg-koeln.mpg.de/
publikation/working_papers/wp99-6/.

Kontakt:

Dr. Michael Nentwich
Institut für Technikfolgenabschätzung
Österreichische Akademie der Wissen-
schaften
A-1030 Wien, Strohgasse 45/5

Tel. +43 1 51581 6583;
Fax +43 1 7108983
Email: mnent@oeaw.ac.at
Internet: http://www.oeaw.ac.at/ita/
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VERFÜGBARE PUBLIKATIONEN DES TAB

� TAB-Arbeitsberichte

Neue Materialien zur Energieeinsparung und zur Energieumwandlung 
(Vorstudie), Nr. 62 Juli 1999

Nachwachsende Rohstoffe – Einsatz nachwachsender Rohstoffe im Wohnungsbau 
(4. Sachstandsbericht), Nr. 61 Juli 1999

Entwicklung und Folgen des Tourismus 
(Bericht zum Abschluß der Phase II), Nr. 59 März 1999

Technikakzeptanz und Kontroversen über Technik – Ambivalenz und Widersprüche: 
Die Einstellung der deutschen Bevölkerung zur Technik
(Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage) (2. Sachstandsbericht), Nr. 54 Dez. 1997

Nachwachsende Rohstoffe – Pflanzliche Öle und andere Kraftstoffe aus Pflanzen 
(3. Sachstandsbericht), Nr. 53 Nov. 1997

Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige Entwicklung
(Sachstandsbericht), Nr. 50 Juni 1997

Nachwachsende Rohstoffe – Vergasung und Pyrolyse von Biomasse
(2. Sachstandsbericht), Nr. 49 April 1997

Umwelt und Gesundheit (Vorstudie), Nr. 47 März 1997

Stand und Perspektiven der Katalysatoren- und Enzymtechnik
(Sachstandsbericht), Nr. 46 Dez. 1996

Kontrollkriterien für die Bewertung und Entscheidung bezüglich neuer Technologien 
im Rüstungsbereich (Endbericht), Nr. 45 Sept. 1996

Nachwachsende Rohstoffe – Verbrennung von Biomasse zur Wärme- und 
Stromgewinnung (1. Sachstandsbericht), Nr. 41 Juli 1996

Stand der Technikfolgen-Abschätzung im Bereich der Medizintechnik, Nr. 39 April 1996

Technikakzeptanz und Kontroversen über Technik – Ist die (deutsche) Öffentlichkeit 
'technikfeindlich'? (Ergebnisse der Meinungs- und der Medienforschung) 
(1. Sachstandsbericht), Nr. 24 März 1994

� TAB-Hintergrundpapiere

Functional Food - Funktionelle Lebensmittel 
(Gutachten im Auftrag des TAB), Nr. 4 Sept. 1999

Zusätzlich bietet das TAB 
ZUSAMMENFASSUNGEN  vergriffener Berichte an!

(siehe auch: http://www.tab.fzk.de)

Die folgenden Publikationen sind kostenlos erhältlich und können  – bitte schriftlich! –
beim Sekretariat des TAB (Frau Rastätter) angefordert werden.
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Folgende Berichte sind als Bundestagsdrucksache erschienen und 
können gegen Entgelt bei der Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH unter der 

Telefonnummer 0228/3820840 angefragt werden:

Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige Entwicklung 
(Sachstandsbericht zum TA-Projekt)
Bundestagsdrucksachennummer 14/571 März 1999

Neue Werkstoffe
(Endbericht zum TA-Projekt)
Bundestagsdrucksachennummer 13/1696 Juni 1995

Biologische Sicherheit bei der Nutzung der Gentechnik
(Endbericht zum TA-Projekt)
Bundestagsdrucksachennummer 12/7095 März 1994

Risiken bei einem verstärkten Wasserstoffeinsatz
(Endbericht zum TA-Projekt)
Bundestagsdrucksachennummer 12/4669 März 1993

Folgende TAB-Arbeitsberichte sind über den Buchhandel zu beziehen:

Günter Halbritter, Rainer Bräutigam, Torsten Fleischer, Sigrid Klein-Vielhauer, 
Christel Kupsch und Herbert Paschen
Umweltverträgliche Verkehrskonzepte – Entwicklung und Analyse von Optionen 
zur Entlastung des Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von Straßenverkehr auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger
Erich Schmidt Verlag, Berlin (ISBN 3 503 04805 7) Mai 1999

Juliane Jörissen (unter Mitarbeit v. Gotthard Bechmann)
Produktbezogener Umweltschutz und technische Normen – Zur rechtlichen 
und politischen Gestaltbarkeitder europäischen Normung
Carl Heymanns Verlag, Köln (ISBN 3 452 23749 4) Aug. 1997

Leonhard Hennen, Thomas Petermann und Joachim J. Schmitt
Genetische Diagnostik – Chancen und Risiken
edition sigma, Berlin (ISBN 3 89404 406 3) Febr. 1996

Ulrich Riehm und Bernd Wingert
Multimedia – Mythen, Chancen und Herausforderungen
Bollmann Verlag, Mannheim (ISBN 3 927901 69 5) Okt. 1995

Rolf Meyer, Juliane Jörissen und Martin Socher
Technikfolgen-Abschätzung: Grundwasserschutz und Wasserversorgung, Band 1 und 2
Erich Schmidt Verlag, Berlin (ISBN 3 503 038914) Nov. 1995

Anneliese Looß und Christine Katz
Abfallvermeidung – Strategien, Instrumente und Bewertungskriterien
Erich Schmidt Verlag, Berlin (ISBN 3 503 038957) Nov. 1995
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� TAB-Faltblatt

(deutsch oder englisch) Dez. 1999

� TAB-Broschüre

Ziele, Themen, Organisation (deutsch/englisch) Jan. 2000

� Tätigkeitsberichte des TAB

– für die Zeit vom 01.09.1997 bis 31.08.1998, Arbeitbericht Nr. 60 Juli 1999

– für die Zeit vom 01.09.1996 bis 31.08.1997, Arbeitbericht Nr. 57 April 1998

– für die Zeit vom 01.09.1995 bis 31.08.1996, Arbeitbericht Nr. 48 Febr. 1997

� TAB-Briefe

TAB-Brief Nr. 17 Dez. 1999

TAB-Brief Nr. 16 Juni 1999

TAB-Brief Nr. 15 Dez. 1998

TAB-Brief Nr. 14 Juni 1998

TAB-Brief Nr. 13 Dez. 1997

Weitere TAB-Arbeitsberichte sind veröffentlicht unter 
"Studien des Büros für Technikfolgen-Abschätzung"

bei edition sigma (siehe nächste Seite).

Die folgenden Publikationen sind kostenlos erhältlich und können  – bitte schriftlich! –
beim Sekretariat des TAB (Frau Rastätter) angefordert werden.
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Thomas Petermann
unter Mitarbeit von

Christina Hutter und

Christine Wennrich

Band 1: Gesellschaftliche,

ökologische und

technische Dimensionen

Folgen des

Tourismus
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55

Thomas Petermann
unter Mitarbeit von

Christine Wennrich

Band 2: Tourismuspolitik

im Zeitalter der

Globalisierung

Folgen des

Tourismus
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77

Je bedeutender der Tourismus als Wirtschafts-  und Wachstums-
faktor wird, desto mehr nimmt auch die Gefahr zu, daß seine
Grundlagen durch Belastungen der natürlichen Umwelt, der Kultur
und der Bevölkerung in den Zielgebieten untergraben werden.
Zugleich verändern sich im Zuge der Globalisierungsprozesse viele
Rahmenbedingungen ganz erheblich. Die neuen
Fragen und Probleme, die sich für den Tou-
rismus und die Tourismuspolitik am Ende
des 20. Jahrhunderts stellen, werden in zwei
Bänden umfassend aufgearbeitet.

nimmt zunächst eine Bestandsauf-
nahme der wirtschaftlichen und ökologischen
Aspekte des modernen Massentourismus vor,

technische Entwicklungen im
globalen Tourismus-Management, Fragen
der Motivation, des Einstellungs- und Werte-
wandels auf seiten der Touristen und analy-
siert den Status der deutschen Tourismus-
politik.

befaßt sich mit dem weltweit anwach-
senden Volumen der Reiseströme, mit der
bislang noch ungeklärten Rolle der ‘Global
Player’ in der Branche und dem Wettkampf
der Destinationen; zur Analyse gehören auch
Aspekte des internationalen Wettbewerbs
und des Beitrags des Tourismus zur globalen
Umweltproblematik. Der Band schließt mit
Überlegungen, wie eine intelligente und koope-
rative Tourismus‘außen’politik zu konzipieren
wäre.

Band 1

Band 2

untersucht

Die

verlegt bei edition sigma

Studien des Büros für

Technikfolgen-Abschätzung

NEU

1999

Rolf Meyer

Christoph Revermann

Arnold Sauter

Gentechnik in der

Pflanzenzüchtung

Biologische Vielfalt

in Gefahr?

66
Wird der Einsatz gentechnischer Züchtungsverfahren der verbliebenen landwirt-
schaftlichen Sortenvielfalt endgültig den Garaus machen, oder kann die moderne
Biotechnologie bei der Erhaltung und Nutzung der weltweiten biologischen Vielfalt
sogar helfen? Welche Strategien für einen dauerhaften Schutz der Biodiversität
werden diskutiert? Und welche politischen Handlungsmöglichkeiten ergeben sich
daraus? So lauten die Leitfragen dieser Studie. Die Autoren beschreiben  Wir-
kungsketten, die vom Einsatz neuer Pflanzensorten in der Landwirtschaft aus-
gehen können. Sie fragen danach, ob die Nutzung gentechnischer Methoden im
Vergleich zu konventionellen Züchtungsansätzen qualitativ neue Einflüsse aus-
üben wird. Ausgehend hiervon wird der Handlungsbedarf hinsichtlich des Erhalts
der landwirtschaftlichen Vielfalt insgesamt diskutiert, und Vorschläge werden
unterbreitet.

1998
190 S.

DM 36,00

1999
ca. 300 S.
DM 44,00

1998
308 S.

DM 44,00
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Christine Katz

Joachim J. Schmitt

Leonhard Hennen

Arnold Sauter

Eine entwicklungs-

politische Perspektive?

Biotechnologien

für die "Dritte Welt"

22
Die rasanten Fortschrit-
te in der modernen
Biotechnologie induzie-
ren verheißungsvolle
Überlegungen, mit die-
sen Technologien zur
Lösung zentraler Pro-
bleme von Entwick-
lungsländern beizutra-
gen. Es verbindet sich
mit ihrem Einsatz aber
auch die Sorge, daß
sich die Kluft zwischen
armen und reichen Län-
dern noch vertiefen

könnte. D analysiert Potentiale, Einsatzmöglichkeiten und
Folgen für die Entwicklungsländer und zieht Schlußfolgerungen für
die deutsche Entwicklungszusammenarbeit.

ie Studie

Reinhard Coenen

Sigrid Klein-Vielhauer

Rolf Meyer

Integrierte Umwelt-

technik -- Chancen

erkennen und nutzen

11

Diese Studie befaßt
sich mit integrierter
Umwelttechnik in Ab-
grenzung von nach-
sorgenden und addi-
tiven Techniken. Sie
untersucht die öko-
nomischen wie die
ökologischen Vor- und
Nachteile integrierter
Umwelttechnik sowie
die Hemmnisse ihrer
Durchsetzung. Es wird

gefragt, welche umweltpolitischen Instrumente sich dazu eignen,
die Chancen für ihre Entwicklung und ihren Einsatz zu verbessern.

Bd 1
1996   132 S.   ISBN 3-89404-810-7   DM 29,80
Bd 2
1996   230 S.   ISBN 3-89404-811-5   DM 36,00
Bd 3
1997   171 S.   ISBN 3-89404-812-3   DM 36,00
Bd 4
1997   202 S. + 16 S. Bildteil   ISBN 3-89404-813-1   DM 36,00
Bd 5
1998   190 S.   ISBN 3-89404-814-X   DM 36,00
Bd 6
1998   308 S.   ISBN 3-89404-815-8   DM 44,00
Bd 7
1999   300 S.   ISBN 3-89404-816-6   DM 44,00

Ich wünsche kostenlos und unverbindlich weitere Informationen
über die Reihe und über das sozialwissenschaftliche Buchpro-
gramm bei edition sigma.

Integrierte Umwelttechnik

Biotechnologien für die "Dritte Welt"

Präventive Rüstungskontrolle

Präsentation von Wissenschaft

Folgen des Tourismus [1]

Biologische Vielfalt in Gefahr?

Folgen des Tourismus [2]
edition
sigma

Karl-Marx-Str. 17 D-12043 Berlin

Tel. [030] 623 23 63 Fax 623 93 93

E-Mail: Verlag@edition-sigma.de

Ständig aktuelle Programminformation im Internet:

http://www.edition-sigma.de

Ich bestelle aus der Reihe

Anzahl

"Studien des Büros für
Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag":

Name, Anschrift:

Datum, Unterschrift:

Bestellung

Thomas Petermann

Martin Socher

Christine Wennrich

Utopie oder Notwendigkeit?

Präventive Rüstungs-

kontrolle bei Neuen

Technologien

33
Vor dem Hintergrund
der bedrohlichen Dy-
namik, mit der neue
Rüstungstechnik glo-
bal entwickelt wird,
zielt dieses Buch auf
die Etablierung eines
neuen Leitbilds für die
Rüstungskontrolle: Das
Prinzip der Vorsorge
soll das der Nachsorge
ergänzen. Die Autoren
entfalten die Grund-
elemente eines Kon-
zepts vorbeugender

Rüstungskontrolle, indem sie die Schwierigkeiten einer voraus-
schauenden Analyse und Bewertung technologischer Entwicklun-
gen im Kontext von Politik, Strategie und Ökonomie untersuchen
und Handlungsoptionen präsentieren.

Leonhard Hennen

Christine Katz

Herbert Paschen

Arnold Sauter

Zur Konzeption eines

»Forums für Wissenschaft

und Technik«

Präsentation von

Wissenschaft im gesell-

schaftlichen Kontext

44
Der Band formuliert die
Konzeption eines als
Zentrum der aktuellen
deutschen Technikdis-
kussion geplanten “Fo-
rums für Wissenschaft
und Technik”. Durch
Ausstellungen, Tagun-
gen und eigene For-
schung soll das Zen-
trum die oft kontrover-
sen Debatten um Wis-
senschaft und Technik
offensiv aufgreifen.
Hauptziel  der hier vor-

gestellten Konzeption ist es, Wissenschaft und Technik als Teile
des gesellschaftlichen Lebens erkennbar werden zu lassen, indem
der Prozeß der Entwicklung neuer Technologien als soziale Aktivi-
tät durchschaubar wird.

Die

w e i t e r l i e f e r b a r :

Studien des Büros für

Technikfolgen-Abschätzung
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Das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) berät das Parla-
ment und seine Ausschüsse in Fragen des gesellschaftlich-technischen Wandels. Das TAB ist eine
organisatorische Einheit des Instituts für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS)
des Forschungszentrums Karlsruhe und arbeitet seit 1990 auf der Grundlage eines Vertrages
zwischen dem Forschungszentrum Karlsruhe und dem Deutschen Bundestag.


